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Am 23. Mai 2023 reiste ich mit einer 14-köp-
figen Delegation aus Österreich nach 

Brüssel, um mich im Europäischen Parlament 
einen ganzen Tag lang mit mehr als 700 Vertre-
ter*innen europäischer Organisationen von und 
für Menschen mit Behinderungen sowie hoch-
rangigen Europa-Parlamentarier*innen über die 
dringendsten behindertenpolitischen Anliegen auszutauschen.

Bei meiner Rede im Rahmen des 5. Europaparlaments der Menschen mit 
Behinderungen sprach ich die Notwendigkeit von Barrierefreiheit an und 
kritisierte die Art der Mittelverwendung von Geldern der Europäischen Union 
(EU) in Österreich. Denn selbst dann, wenn EU-Förderungen theoretisch an 
die Voraussetzungen der Barrierefreiheit gebunden sind, erleben wir immer 
wieder, dass diese nicht eingehalten werden. Ich appellierte an die anwesen-
den Europaparlamentarier*innen, Sanktionen zu verhängen, wenn finanzi-
elle Mittel aus dem Topf der Europäischen Union missbräuchlich verwendet 
werden. (Lesen Sie mehr auf Seite 7).

Im August wird wieder eine österreichische Delegation ins Ausland reisen. Der 
Fachausschuss der Vereinten Nationen (UN) für die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen wird von 21. bis 23. August 2023 in Genf zum zweiten Mal die 
Umsetzung der von Österreich vor 15 Jahren ratifizierten UN-Konvention 
über die Rechte der Menschen mit Behinderungen in Österreich überprü-
fen. Österreich muss dem Fachausschuss unter Berücksichtigung der Emp-
fehlungen der ersten Staatenprüfung aus dem Jahr 2013 über den Stand der 
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention berichten. (Lesen Sie mehr 
auf Seite 14).

Wir werden die Möglichkeit nutzen, den Fachausschuss darauf hinzuweisen, 
welche Mängel hinsichtlich der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonven-
tion vorherrschen. 

Mit besten Grüßen
Ihr Klaus Widled

ito
ria

l
Foto: Lukas Ilgner

Liebe Leser*innen,
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Mehr als 700 Menschen mit 
Behinderungen diskutiereten 
im Europaparlent in Brüssel 

über die vielfältigen Anliegen von 
Menschen mit Behinderungen in der 
Europäischen Union. Österreich war 
mit einer Delegation vertreten.

Foto: Canva

Ende August prüft der UN-Fach-
ausschuss für die Rechte von 
Menschenmit Behinderungen 

in Genf zum zweiten Mal die Um-
setzung der UN-Behindertenrechts-
konvention, die Österreich vor 15 
Jahren ratifizierte.



6

Ausgabe 2/2023

www.behindertenrat.at

Aktuell

Dieser Tag war für zahlreiche Menschen mit Behinde-
rungen wegweisend. War es doch nach einer Petition, 

jahrelangen Verhandlungen und zwei Großdemonstratio-
nen endlich gelungen, eine seit den späten 1980er-Jah-
ren erhobene Forderung des Österreichischen Behinder-
tenrates (damals Österreichische Arbeitsgemeinschaft 
für Rehabilitation) umzusetzen: Die Abdeckung des be-
hinderungsbedingten Mehraufwandes durch eine sieben-
stufige, pauschalierte Geldleistung (Pflegegeld). 

Über die Verhandlungen und Demonstrationen werden 
wir im Rahmen von Interviews mit den damals führend 
tätigen Personen berichten.

Auch wenn die Einführung des Pflegegelds ein Meilen-
stein in der österreichischen Behindertenpolitik war, 
gibt es daran noch einiges zu verbessern. So steht das 
Pflegegeld vielen Menschen mit psycho-sozialen Behin-
derungen oder Lernschwierigkeiten nicht offen und ist 
die Qualität der Pflegegeldbegutachtung ist ausbaufähig.

Wir werden nicht müde werden, auch für diese Personen-
gruppen einen Zugang zum Pflegegeld einzufordern. 
Dass Menschen mit Behinderungen auch heute bereit 
sind, für ihre Rechte lautstark einzutreten, zeigte sich 
bei den österreichweiten Inklusions-Demonstrationen im 
Herbst 2022. 

30 Jahre Pflegegeld 
Erinnern Sie sich noch an den 1. Juli 1993? 

Am 28. September 2023 findet 
im ÖGB Catamaran in Wien 
die jährliche Fachkonferenz 

des Österreichischen Behinderten-
rates statt. In diesem Jahr widmet 
sich die Veranstaltung der inklusi-
ven Bildung.

Mit der Unterzeichnung und Rati-
fizierung der UN-Konvention über die 
Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen verpflichtete sich Österreich, 
ein inklusives Bildungssystem vom 
Kindergarten bis zur universitären 
Bildung und lebenslanges Lernen zu 

schaffen. Inklusive Bildung ist ein 
Menschenrecht und seit dem Jahr 
2008 verbrieft.

Eine Schule, die alle Schüler*innen 
einbezieht, ist ein wichtiger Schritt 
auf dem Weg zu einer Gesellschaft, 
die niemanden ausschließt. Wenn 
Kinder gemeinsam lernen und spie-
len, werden sie es auch in Zukunft 
in allen Lebensbereichen als normal 
empfinden, miteinander zu leben. 

Ankündigung Fachkonferenz
Miteinander. Das Recht auf inklusive Bildung

Das Programm 
der Konferenz

finden Sie unter 
https://ogy.de/
jahreskonferenz2023
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Europa

Europäisches Parlament der 
Menschen mit Behinderungen

Eine 14-köpfige Delegation aus Österreich reiste auf 
Einladung von Sarah Wiener, Mitglied des EU-Par-
laments, nach Brüssel und hatte so Gelegenheit, 

am 5. Europarlament der Menschen mit Behinderungen 
teilzunehmen.

Am 22. Mai 2023 machte sich eine Delegation aus Öster-
reich auf den Weg zum 5. Europäischen Parlament der 
Menschen mit Behinderungen nach Brüssel. Mehr als 700 
Menschen mit Behinderungen diskutieren am 23. Mai 
2023 bei einer ganztägigen Veranstaltung im Plenarsaal 

des Europäischen Parlaments über die vielfältigen An-
liegen von Menschen mit Behinderungen in der Europäi-
schen Union. Klaus Widl, Präsident des Österreichischen 
Behindertenrates, hielt eine Rede vor dem Plenum.

Das Europäische Parlament der Menschen mit Behinde-
rungen ist eine eintägige Veranstaltung, die mehr als 700 
Menschen mit Behinderungen, deren Organisationen, 
Interessenvertreter*innen, Allies und politische Entschei-
dungsträger*innen aus der gesamten EU zusammenbringt. 
 

Plenarsaal Europäisches Parlament

Plenarsaal Europäisches Parlament, im Vordergrund das 
Manifesto

Österreichische Delegation vor dem Europäischen Parlament
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Im Hinblick auf die bevorstehenden Europawahlen im 
Frühjahr 2024 verabschiedeten die Delegierten des 5. 
Europäischen Parlaments der Menschen mit Behinderun-
gen ein Manifest. Mit diesem Manifest wird auf die Wich-
tigkeit der Berücksichtigung der Rechte von Menschen mit 
Behinderungen hingewiesen, um die politischen Pro-
gramme der Kandidat*innen für das nächste Europäische 
Parlament und der künftigen Mitglieder der Europäischen 
Kommission dahingehend zu beeinflussen.

Neben der Berücksichtigung der Rechte von Menschen 
mit Behinderungen in allen relevanten Politikbereichen 
enthält das Manifest auch konkrete Forderungen an die 
Führungspersönlichkeiten der Europäischen Union, um – 
dem Motto des 5. Europäischen Parlament der Menschen 
mit Behinderungen folgend – eine inklusive Zukunft für 
Menschen mit Behinderungen in der EU zu schaffen.

Das Manifest nennt fünf prioritäre Bereiche und die ent-
sprechenden Maßnahmen, die es von den Institutionen 
der Europäischen Union umzusetzen gilt:

•	 Die Gewährleistung der Teilnahme von Menschen mit 
Behinderungen am politischen und öffentlichen Leben 
in der EU;

•	 die Verwirklichung einer Union der Gleichstellung von 
Menschen mit Behinderungen mit der UN-Behinder-
tenrechtskonvention (UN-BRK) als Richtschnur;

•	 ein sozialeres Europa;
•	 Zugänglichkeit schaffen – Freizügigkeit in Europa er-

möglichen
•	 Schutz von Menschen mit Behinderungen in Europa 

sowie darüber hinaus.

Die Europäische Union, Hauptadressatin des EDF-Ma-
nifests zu den Europawahlen 2024, ist seit 2011 Ver-
tragspartei der UN-BRK. Die UN-BRK ist damit das erste 
Menschenrechtsübereinkommen, bei dem die EU selbst 
Vertragspartei ist.

Die Veranstaltung dient als Plattform, um über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen zu diskutieren und über 
politische Forderungen der Europäischen Bewegung von 
und für Menschen mit Behinderungen zu entscheiden. 
Auch bietet sie die besondere Möglichkeit für Menschen 
mit Behinderungen aus ganz Europa mit ihren gewählten 
Entscheidungsträger*innen in Dialog zu treten.

Das Europäische Parlament der Menschen mit Behinderun-
gen wurde in internationale Gebärdensprache und münd-
lich in alle 24 offiziellen EU-Sprachen und Ukrainisch 
gedolmetscht. Zudem stand eine Sprache-zu-Text-Über-
setzung auf Englisch zur Verfügung. Die gesamte Veran-
staltung wurde live im barrierefreien Format im Fernsehen 
des Europäischen Parlaments gestreamt. Die Sitzungs-
unterlagen sind in Englisch, Easy To Read und Braille 
verfügbar. 

Klaus Widl, Präsident des Österreichischen Behinder-
tenrates und Leiter der 14-köpfigen österreichischen 

Delegation in Brüssel, konstatiert: 

„Menschen mit Behinderungen müssen als 
gleichberechtigte EU-Bürger*innen ange-
sehen werden. Ich appelliere daher an die 

Institutionen der Europäischen Union: Sor-
gen Sie dafür, dass wir maßgeblich an sämt-
lichen Entwicklungs- und Entscheidungspro-

zessen beteiligt sind!“

Österreichische Delegation im Plenarsaal

Weitere Informationen 
Rede von Klaus Widl im EU-Parlament: 
https://ogy.de/disability-parliament

Der ORF berichtete über das Europaparlament der Menschen 
mit Behinderungen.

Europa
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Vereinte Nationen

VIC UN Disability Inclusion Network 

In der Wiener UNO-City trafen 
Vertreter*innen von Einrich-
tungen der Vereinten Nationen 

und Österreichischer Organisa-
tionen von und für Menschen mit 
Behinderungen zusammen.

Am 10. Juni 2023 wurde in der 
Wiener UNO-City der erste Jahres-
tag des VIC UN Disability Inclusion 
Network (DIN) begangen. Dem Netz-
werk gehören Mitarbeiter*innen in 
Wien ansässiger Organisationen der 

Vereinten Nationen (United Nations, 
kurz: UN) an, die mit Behinderun-
gen leben oder an der Inklusion 
von Menschen mit Behinderungen 
interessiert sind. Beim Zusammen-
treffen von DIN und Vertreter*innen 
der österreichischen Behindertenge-
meinschaft ging es vorrangig um das 
Thema Menschen mit Behinderungen 
am Arbeitsplatz. 

Führende Expert*innen für Arbeits-
platzanpassungen in Österreich wie 

LIFEtool und VIDEBIS präsentierten 
in ihren Vorträgen bewährte Prak-
tiken und fantastische Lösungen 
für die Arbeitsplatzanpassung für 
Menschen mit Behinderungen. Auch 
eine Mitarbeiterin des Wiener Kon-
zerthauses, das für sein inklusives 
Sommermusikprogramm von Zero 
Project ausgezeichnet wurde, hielt 
einen Vortrag. 

Das VIC UN Disability Inclusion Network feierte Vielfalt und Inklusion. Michael Pichler und Isabella Essl von 
Zero Project Austria präsentieren mit 
Klaus Widl, Präsident Österreichischer 
Behindertenrat, die Flagge der Verein-
ten Nationen.

KOBV-Der Behindertenverband 
für Wien, NÖ und Burgenland

Anlässlich des 25. Delegierten-
tages des KOBV Wien, Nieder-
österreich und Burgenland am 

1. Juni 2023 wurde Franz Groschan, 
der seit 14. Februar 2023 als Präsi-
dent des KOBV Österreich fungiert, 
mit einer überwältigenden Mehrheit 
von 95 Prozent der wahlberechtigten 

Delegierten für die neue fünfjährige 
Periode zum Präsidenten des KOBV 
Wien, Niederösterreich und Burgen-
land gewählt.

Mit der gleichen deutlichen Zustim-
mung der Delegierten wurden die 
Mitglieder des Vorstandes, der Ver-

bandskontrolle und des Schlichtungs-
ausschusses gewählt.

Das gesamte Präsidium gratuliert 
Franz Groschan und Franz Maldet, die 
sich auch im Präsidium des Österrei-
chischen Behindertenrates engagie-
ren, zu diesem Wahlerfolg. 
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Europa

Am Dienstag den 23. Mai 2023, fand zum fünften 
Mal das Europaforum für Menschen mit Behinde-
rungen statt. Das Europaforum fand im Europapar-

lament in Brüssel statt. Es waren 730 Delegierte, davon 
zahlreiche Selbstvertreterinnen und Selbstvertreter aus 
ganz Europa anwesend.

Dabei ging es um die Schwerpunkte Barrierefreiheit, 
politische Teilhabe für Menschen mit Behinderungen, 
den den Europaischen Behindertenpass und die Gleich-
stellung von Menschen mit Behinderungen.

Dabei ging es auch um die Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechts Konvention und der europäischen Behinderten 
Strategie 2020-2030.

Es wurde auch das Manifest des EDF im Europaparlament 
übergeben.

Ein Manifest ist ein Arbeitspapier für die europäische 
Behindertenpolitik und deren verantwortlichen Entschei-
dungsträgern.

Das Manifest wurde einstimmig angenommen. Im Ma-
nifest geht es auch um Menschlichkeit und um Gemein-
samkeit in Europa. Dabei sollen Menschen mit Behin-
derungen eingebunden werden. Durch das Manifest soll 
die Inklusion gestärkt und gefördert werden. Denn die 
Inklusion ist die Zukunft. Das Manifest ist ein Spiegelbild 
der europäischen Behinderten-Strategie 2020-2030.

Die europäische Union muss das Manifest verabschieden 
und umsetzen. Das fordert Irland! Aber Irland muss auch 
zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention und 
dem Manifests des EDF seinen Teil beitragen.

Italien
Italien setzt sich für ein soziales Europa und für die 
Grundrechte von Menschen mit Behinderungen ein! 

Dabei geht es auch um ein unabhängiges Leben von 
Menschen mit Behinderungen.

Slowenien
Das Mitgliedsland Slowenien hat den Schwerpunkt: „Sel-
tene Krankheiten im Behindertenbereich!“

Weiters das Thema Barrierefreiheit, Menschenrechte und 
den europäischen Behindertenausweis.

Österreich
Das Mitgliedsland Österreich ist mit der Umsetzung von 
Gesetzen und der UN-Behindertenrechtskonvention 
sehr säumig sowie nachlässig. Im August wird bei der 
Staatenprüfung Österreich wieder einen Rüffel bekom-
men von der UNO. Der Österreichische Behindertenrat 
kritisierte im Europaparlament und das mit Recht: „Dass 
bei der Umsetzung der UN-Konvention in Österreich 
nichts weitergehe!“ Denn bis 2030 sollte die UN-Konven-
tion umgesetzt sein! Bis 2030 sind es nur noch 7 Jahre! 
Österreich läuft die Zeit durch Untätigkeit davon. Öster-
reich muss nun endlich tätig werden bei der Umsetzung 
der Behindertenrechtskonvention. Sonst hat Österreich 
die Umsetzungsfrist verschlafen und das wäre ewig scha-
de für die Behindertenpolitik in Österreich!

Ukraine
Auch im Europaparlament war die ukrainische Delegation 
anwesend. In der Ukraine geht es darum, dass Menschen 
mit Behinderungen selbstbestimmt leben können! Wei-
ters geht es um finanzielle Unterstützung beim Wieder-
aufbau im Behindertenbereich.

Spanien
In Spanien geht es auf der europäischen Ebene um das 
Wahlrecht von Menschen mit Behinderungen. Denn es 
sollen alle Menschen mit Behinderungen europaweit zur 
Wahlabstimmung gehen können und dürfen.

Barrierefreies, inklusives und 
gesundes Europa
Andreas Zehetner, Selbstvertreter und Präsidiumsmitglied des 
Österreichischen Behindertenrates, berichtet über das Europäische 
Parlament der Menschen mit Behinderungen in Brüssel. Er fordert ein 
barrierefreies, inklusives und gesundes Europa.
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Ein Teil der österreichischen Delegation mit Katrin Langensiepen im Europäischen Parlament.

In Spanien leben zur Zeit 20.000 Menschen ohne und 
17,5 Millionen Menschen mit Behinderungen in Armut. 
In diesen Punkt hat Spanien einen großen Handelsbe-
darf!

Der Grund dieser Armut in Spanien liegt auf der Hand! 
Das sind die Teuerung der Wohnungen, Lebensmittel und 
der Spritpreise.

Außerdem sind Barrierefreiheit und Teilhabe für Frauen 
weitere Schwerpunkte in und außerhalb von Spanien.

Griechenland
In Griechenland haben 27,5 Millionen Menschen kein 
Wahlrecht. Das bedeutet, dass auch in Griechenland das 
Wahlrecht geändert werden muss! Somit hat Griechen-
land ebenfalls Hausaufgaben zu lösen im Sozial- und 
Behindertenbereich.

EU Behindertenpass: Polen
In Polen wurde ein Modell des europäischen Behin-
dertenpass umgesetzt. In Polen werden Menschen mit 
Behinderungen auch in das Wahllokal gelassen. Das war 
bis jetzt nicht der Fall in Polen. Polen wird weitere Haus-
aufgaben erfüllen müssen!

Kroatien
Das Land an der Adria könnte sich vorstellen, dass der 
europäische Behindertenpass in leichter Sprache er-
scheint. In Kroatien muss der Artikel 3 Diskriminierung 
umgesetzt werden.

Malta
Der Inselstaat im Mittelmeer macht sich stark, dass die 
Persönliche Unterstützung im europäischen Behinder-
tenpass verankert ist.

Holland
Holland, das Land der Tulpen, hätte auch gerne blinden 
Menschen in diesen gemeinsamen Pass verankert. Dazu 
gehört die Unterstützung von blinden und gehörlosen 
Menschen verankert.

Frankreich
Das Mitgliedsland Frankreich sieht die inklusive Welt von 
der wirtschaftlichen Seite. Frankreich tritt für inklusive 
Arbeit am ersten Arbeitsmarkt ein. Das bedeutet, dass 
es in ganz Europa einen inklusiven und durchlässigen 
Arbeitsmarkt geben soll! In diesem Punkt sind alle Mit-
gliedsstaaten der europäischen Union aufgefordert, dass 
sie einen inklusiven Arbeitsmarkt einrichten und auch 
den Artikel 17 der UN-Behindertenkonvention umsetzen.
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Europa

Finnland
Finnland tritt auch dafür ein, dass es im Behinderten-
bereich Qualifikationen und eine Berufsausbildung in 
Europa geben soll!

Schweden
Das Land an der Ostsee setzt sich dafür ein, dass euro-
paweit die Barrieren abgebaut werden. Denn es soll ein 
barrierefreies Europa geben. Das steht auch in der Be-
hindertenstrategie 2020-2030.

Irland
Eine Kollegin aus Dublin erzählte, dass sie am Flughafen 
ihren Rollstuhl zurücklassen musste und in Brüssel einen 
anderen bekommen hat.

Das heißt, dass verkehrstechnisch der Flughafen für 
Elektrorollstühle in der irischen Hauptstadt bei der Kon-
trolle ungeeignet ist! Somit haben Elektrorollifahrer mit 
der Durchlässigkeit an Flughäfen in ganz Europa große 
Probleme. Obwohl es auf jeden Flughafen Rollstuhlplätze 
in den Wartezonen gibt.

Irland hat auch bei der UN-Behindertenrechtskonvention 
noch Hausaufgaben zu machen! Das sind: Die Artikel 19 
und 24. Sie heißen Selbstbestimmtes Leben und Bil-
dung.

Kommissarin für Gleichstellung
Die Kommissarin für Gleichstellung Dalli rief auf, dass 
die 27 Mitgliedsländer bei der Umsetzung von der Be-
hindertenstrategie und der UN-Konvention mitarbeiten 
sollen! Denn die Inklusion muss vorangetrieben werden. 
Das sind die Grundrechte im Behindertenbereich!

Lettland
Das Land im Baltikum hat ebenfalls mit Armut zu kämp-
fen! Die Armutsrate ist in diesem baltischen Land viel zu 
hoch! Leider steigt die Armutsrate weiter an. Es scheint 
so zu sein, dass die beiden EU Staaten Lettland und 
Spanien zu den Armenhäusern der europäischen Union 
gehören. Und das im Sozialbereich.

Europa in der Zukunft
Europa in der Zukunft bedeutet, dass es ein barriere-
freies Europa geben wird. Weiters wird es eine gerechte 
Gesellschaft geben. Einen inklusiven Arbeitsmarkt, sowie 
Bildung für alle. Es soll europaweit das Wahlrecht für 

alle Menschen geben ohne eine Ausnahme! Denn ich 
kann nicht glauben, dass in der heutigen Zeit 20 Länder 
in Europa kein Wahlrecht für Menschen mit Behinderun-
gen haben!

Am Dienstag, 23. Mai 2023, haben wir mit zwei Politi-
kerinnen aus Österreich und Deutschland ein Gespräch 
geführt. Es ging um die Themen Gesundheit, Leichte 
Sprache, Barrierefreiheit im Allgemeinen und um die 
Flüchtlingspolitik in Europa.

Dabei konnte ich meine europäische Forderung deponie-
ren. Sie lautet: „Es soll ein barrierefreies, inklusives und 
ein gesundes Europa geben! Außerdem braucht Europa 
in allen Bereichen leichte verständliche Sprache!“

Sarah Wiener ist aus Österreich und sie ist für die 
Gesundheit sowie für die Landwirtschaft zuständig. Sie 
meinte zum Thema Leichte Sprache, dass Sie ebenfalls 
mit der schweren Sprache zu kämpfen hat. Denn ihre 
Kollegen schreiben so schwer, dass Sie selber 5 Mal 
lesen muss bis sie es selber versteht.

Gesundheit
Zum Thema Gesundheit in Europa meinte sie, dass jede 
Person mutig sein soll und daran mitgestalten kann! 
Denn nur gemeinsam schaffen wir ein gesundes Europa! 
Es war ein super Gespräch mit Sarah Wiener!

Wir sprachen auch mit der deutschen Politikerin, Katrin 
Langensiepen. Sie verurteilte die europäische Flücht-
lingspolitik auf das Schärfste. Sie meinte, dass sich 
Europa nicht einzementieren soll und keine Festung ma-
chen soll! In der heutigen Zeit haben Mauern in Europa 
keinen Platz! Europa muss gastfreundlich sein. Aber das 
ist zur Zeit keine gastfreundliche Politik.

Auch dieses Gespräch war sehr wertvoll und hilfreich! 
Wir erfuhren was Neues und werden uns noch austau-
schen! 
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Europa

Weitere Informationen 

EDF-Bericht: Recht auf Arbeit
https://ogy.de/Recht-auf-
Arbeit
https://ogy.de/Recht-auf-
Arbeit-LL

Für viele Menschen mit Behin-
derungen ist es nach wie vor 
eine große Herausforderung, 

einen guten Arbeitsplatz zu finden 
und diesen auch zu behalten. Seit 
Jahrzehnten zeigen die Daten, wie 
viel schwieriger es für Menschen mit 
Behinderungen ist, in den Arbeits-
markt einzutreten und dort zu ver-
bleiben.

Von den Beschäftigungsdaten lässt 
sich nicht zwingend auf die Qualität 
der Beschäftigung, die Menschen 
mit Behinderungen finden, schlie-
ßen. Während vielen Menschen mit 
Behinderungen aufgrund von Diskri-
minierung Arbeitsmöglichkeiten ver-
wehrt werden, sind zahllose andere, 

denen es gelingt, Arbeit zu finden, 
immer noch mit Diskriminierung am 
Arbeitsplatz konfrontiert.

In der 7. Ausgabe des Menschen-
rechtsberichts analysiert das EDF die 
neuesten Beschäftigungsdaten über 
die Beschäftigung von Menschen mit 
Behinderungen in der Europäischen 
Union. Auch werden die wichtigs-
ten Beschäftigungshindernisse 
für Menschen mit Behinderungen 
untersucht, die Beschäftigungs-
situationen in den verschiedenen 
EU-Mitgliedstaaten verglichen. Zu-
dem kommen Menschen mit Behin-
derungen aus ganz Europa mit ihren 
persönlichen Erfahrungen zu Wort.

Das EDF hat auch eine Übersicht 
über die bestehenden Maßnahmen 
zur Förderung der Beschäftigung 
von Menschen mit Behinderungen 
in der EU erstellt und Empfehlungen 
für politische Entscheidungsträger 
formuliert. 

Beschäftigungssituation von 
Menschen mit Behinderungen
Die 7. Ausgabe des Menschenrechtsberichts des Europäischen 
Behindertenforums (EDF) behandelt das Recht auf Arbeit für 
Menschen mit Behinderungen. 	 Von Felix Steigmann

Foto: Andi Weiland, Gesellschaftsbilder.de
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UN-Behindertenrechtskonvention

Ziemlich genau 15 Jahre ist es her, dass Österreich 
am 26. September 2008 die UN-Konvention über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen, auch 

UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK von Öster-
reich) ratifiziert hat. Nun prüft der UN-Fachausschuss 
für die Rechte von Menschen mit Behinderungen (Fach-
ausschuss) in Genf vom 21. bis 23. August 2023 zum 
zweiten Mal die Umsetzung der UN-BRK in Österreich. 

Zu diesem Anlass reist eine zivilgesellschaftliche Dele-
gation, der auch Mitarbeiter*innen des Österreichischen 
Behindertenrats (ÖBR) angehören, zum UN-Fachausschuss 
nach Genf. Hauptziel ist es dabei, dem Bericht des Staats 
Österreichs eine alternative Perspektive auf die Umset-
zung der UN-BRK gegenüberzustellen und den UN-Fach-
ausschuss auf besonders kritische Punkte aufmerksam zu 
machen.

Die letzte Staatenprüfung 2013
Die erste und bisher letzte Staatenprüfung fand im Jahr 
2013 statt. Das Ergebnis waren die am 30. September 
2013 veröffentlichten "Abschließende Bemerkungen". 
Diese beinhalten die Einschätzungen der Expert*innen des 
UN-Fachausschusses zu positiven Aspekten der Umsetzung 
der UN-BRK in Österreich, zu wesentlichen Problemberei-
chen sowie Empfehlungen, die es bis zur nächsten Staa-
tenprüfung umzusetzen galt. Hierzu gehörten u.a. eine 
bundes- und landesregierungenübergreifende einheitliche 

Behindertenpolitik, bewusstseinsbildende Maßnahmen 
mit einem Fokus auf Selbstermächtigung von Menschen 
mit Behinderungen, das Vorantreiben der De-Institutio-
nalisierung, die Förderung inklusiver Bildungsangebote in 
allen Bereichen und vieles mehr.
 
Die sogenannte „List of Issues“
In der nun im August anstehenden kombinierten zweiten 
und dritten Staatenprüfung eigentlich ist eine Staaten-
prüfung alle vier Jahre vorgesehen muss Österreich dem 
Fachausschuss unter Berücksichtigung der Empfehlungen 
von 2013 über den Stand der Umsetzung der UN-BRK be-
richten. Die Grundlage hierfür bildet die sogenannte „List 
of Issues“, eine Frageliste, die der Fachausschuss Öster-
reich 2018 übermittelt hat.  Diese Liste beinhaltet Fragen 
zu den einzelnen thematischen Artikeln der UN-BRK. 
Die Beantwortung der Frageliste, die die österreichische 
Bundesregierung 2019 beschlossen hat, stellt den Bericht 
des Staats Österreich zur Umsetzung der UN-BRK dar. 
Auch der ÖBR hat diese Frageliste in Zusammenarbeit mit 
der Zivilgesellschaft beantwortet, Artikel der UN-BRK, die 
nicht in der Frageliste vorkommen, kommentiert sowie zu-
sätzlich Vorschläge für den Fachausschuss für Empfehlun-
gen an die Österreichische Bundesregierung formuliert. 

Was macht der ÖBR in Genf?
Für das Team des ÖBR werden es drei spannende und vor 
allem arbeitsintensive Tage. Das Highlight aus ÖBR-Sicht 

Staatenprüfung in Genf	 Von Felix Steigmann

Foto: Canva
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1 Siehe hierzu https://broschuerenservice.sozialministerium.at/Home/Download?publicationId=391
2 www.behindertenrat.at/wp-content/uploads/2023/04/Fachausschuss-fuer-die-Rechte-von-Menschen-mit-Behinderungen-List-of-Issues.pdf
3 https://broschuerenservice.sozialministerium.at/Home/Download?publicationId=728

stellt hierbei der 21. August dar, an dem das private 
Meeting mit den Mitgliedern des UN-Fachausschusses mit 
der zivilgesellschaftlichen Delegation unter Ausschluss 
der Öffentlichkeit im "Palais des Nations" stattfindet. Das 
90-minütige Meeting besteht aus einem Statement seitens 
der zivilgesellschaftlichen Delegation zum Umsetzungs-
stand der UN-BRK in Österreich, gefolgt von Nachfragen 
seitens des UN-Fachausschusses und entsprechenden Ant-
worten durch die Delegierten. Im Anschluss ist noch ein 
Treffen mit dem sogenannten „country rapporteur“, dem 
im Rahmen der Staatenprüfung für Österreich zuständigen 
Mitglied des UN-Fachausschusses, sowie weitere informel-
le Austauschtreffen geplant. 

Am 22. und 23. August 2023 steht die eigentliche Staa-
tenprüfung an, bei der es einen konstruktiven Dialog 
zwischen dem UN-Fachausschuss und der österreichischen 
Staatendelegation geben wird. An dem Dialog nehmen zu-
sätzlich auch die Volksanwaltschaft und der Unabhängige 
Monitoringausschuss teil. 

Das Ergebnis der Staatenprüfung sind dann erneut die 
"Abschließenden Bemerkungen" des UN-Fachausschus-
ses, die die Umsetzungsempfehlungen bis zur nächsten 
Staatenprüfung beinhalten. 

Jede*r für Jede*n

Am 11. Mai 2023 lud die Wiener Gesundheits-
förderung (WIG) Menschen mit und ohne Be-
hinderungen zu einer Videopremiere und einem 

Podiumsgespräch in den Arkadenhof des Wiener 
Rathauses.

Bei der Veranstaltung wurden 15 Videos und ein Kurzfilm 
präsentiert, die Begegnungen zwischen Menschen mit 
und ohne Behinderungen in ausgewählten Wiener Ein-
richtungen, Selbsthilfegruppen und Organisationen von 
und für Menschen mit Behinderungen präsentieren.

Begegnungen zwischen Menschen mit und 
ohne Behinderungen
Im Rahmen eines Podiumsgesprächs, das von Iris Kope-
ra und Christoph Feurstein moderiert wurde, sprachen 
Dennis Beck, Geschäftsführer der Wiener Gesundheits-
förderung, Landtagsabgeordnete Stefanie Vasold, Vor-
sitzende der Gemeinderätlichen Kommission für Inklusion 
und Barrierefreiheit, Klaus Widl, Präsident des Österrei-
chischen Behindertenrats und des CBMF sowie Robert Ba-
cher, Fonds Soziales Wien / Projekt Inklusives Wien 2030 
und Sigrid Kundela, Selbsthilfegruppe Schädelhirntrauma 
über gemeinsames Leben in Wien und wie Inklusion in 
Wien noch stärker gelebt werden kann. 

Robert Bacher, Sigrid Kundela, Klaus Widl, Stefanie Vasold, 
Dennis Beck, Iris Kopera und Christoph Feurstein

Fotos: Kerstin Huber-Eibl
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Soziales

Eine Heimopferrente soll Men-
schen entschädigen, die als 
Kinder oder Jugendliche in 

einem Heim oder einer psychiatri-
schen Abteilung psychische und/
oder körperliche Gewalt erfahren 
haben. Denn nicht selten konnten 
sie aufgrund der traumatischen 
Erfahrungen später nicht oder nur 
eingeschränkt erwerbstätig sein. 
Die Heimopferrente von derzeit ca. 
370 Euro im Monat soll helfen, ihren 
Lebensunterhalt abzusichern. Dieses 
Geld darf laut gesetzlicher Regelung 
nicht als Einkommen gewertet und 
abgezogen werden, wenn man auf 
Mindestsicherung oder Sozialhilfe 
angewiesen ist.

Doch nicht in allen Fällen bleibt die 
Rente dem Heimopfer: Vertretungs-
Netz vertritt eine Dame, die eine 
Heimopferrente als Nachzahlung 
erhalten hat. Die Nachzahlung ergab 
sich aus der langen Verfahrensdau-
er und weil die Rente rückwirkend 
gewährt wurde. Die Sozialabteilung 
der Stadt Wien verlangte von der 
Frau sogleich, das Geld zur Rückzah-
lung von erhaltenen Beträgen aus 
der Mietbeihilfe zu verwenden. Es 
handle sich nämlich bei der Nach-
zahlung um kein laufendes Einkom-
men, sondern um ein Vermögen. 

Bundesweite 
Gesetzesreparatur nötig
VertretungsNetz brachte den Fall 
– leider erfolglos – vor den Ver-
waltungsgerichtshof, konnte aber 
immerhin bewirken, dass aufgrund 
der Beschwerde in Wien nun das 

Mindestsicherungsgesetz so präzi-
siert wird, dass Nachzahlungen aus 
einer Heimopferrente künftig nicht 
mehr einkassiert werden. Das hilft 
Betroffenen aus anderen Bundeslän-
dern aber leider nicht.  

„Es braucht dringend eine Änderung 
im Heimopferrentengesetz. Die 
Heimopferrente ist eine Entschädi-
gung für erlittenen institutionellen 
Zwang. Es ist unfassbar, dass den 
Opfern das Geld wieder weggenom-
men wird, wenn sie es in Form einer 
Nachzahlung erhalten“, zeigt sich 
Martin Marlovits, stv. Fachbereichs-
leiter Erwachsenenvertretung bei 
VertretungsNetz empört. „Für die 
Dauer von behördlichen Abläufen 
können ja schließlich die Antrag-
steller*innen nichts.“ 

Auch wenn man Beträge aus der 
Heimopferrente anspart, gilt das 
nach derzeitiger Judikatur als Ver-
mögen. Es muss, abzüglich eines 
Freibetrags, abgegeben werden, 
wenn man Sozialhilfe bzw. Mindest-
sicherung bezieht. „Das ist doch 
absurd: Warum darf ich aus einer 
rechtmäßig erhaltenen Entschä-
digung für erlittene Gewalt nichts 
zurücklegen, für den Fall, dass etwa 
eine hohe Rechnung für Gesund-
heitsleistungen fällig wird oder ich 
bei einem Umzug eine Wohnungs-
kaution hinterlegen muss?“ kritisiert 
Marlovits. 

Auch Unterhaltsverpflichtung 
schmälert Heimopferrente
„Außerdem kennen wir aus der Er-

wachsenenvertretung Personen, die 
eine Mindestpension und eine Heim-
opferrente beziehen und die trotz 
ihres geringen Einkommens früheren 
Ehegatt*innen gegenüber unter-
haltspflichtig sind. In die Bemes-
sungsgrundlage für die Unterhalts-
höhe wird die Heimopferrente voll 
einbezogen. Es geht hier meist um 
geringe Beträge, die aber armuts-
betroffene Menschen empfindlich 
belasten“, weiß Marlovits.  

„Wir fordern eine gesetzliche Än-
derung im Heimopferrentengesetz, 
dass die Rente – egal ob als monat-
liche Leistung, als Nachzahlung oder 
als ersparter Betrag – dem Opfer 
in voller Höhe bleibt und ihm nicht 
mehr genommen werden darf. Weder 
darf ein Sozialhilfebezug durch die 
Rente geschmälert noch eine Unter-
haltsverpflichtung erhöht werden,“ 
fasst Marlovits zusammen. Gelegen-
heit zu einer gesetzlichen Änderung 
gäbe es: Für dieses Jahr sind ohne-
hin zwei Novellen des Heimopferren-
tengesetzes geplant. 

Heimopferrente: 
Wie gewonnen, so zerronnen?
Das VertretungsNetz fordert, dass die Entschädigung den 
Betroffenen bleiben muss. 	 Von Vertretungsnetz

Psychiatrie: alter Schlafsaal mit 
Netzbett		 Foto: Therapiezentrum Ybbs
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Arbeit

Forum Berufliche Teilhabe für 
Frauen mit Behinderungen

Mit dem „Forum Berufliche Teilhabe für Frauen 
mit Behinderungen“ startete der Dachverband 
berufliche Integration Austria (DABEI-Austria) 

am 7. März 2023 eine von nun an jährlich stattfinden-
de Veranstaltungsreihe. Ziel ist es, unterschiedliche 
Aspekte der beruflichen Teilhabe von Frauen mit kör-
perlichen, psychischen und/oder sozial-emotionalen 
Behinderungen sichtbar zu machen.

In ihrer Eröffnungsrede erläuterte dabei-austria-Ge-
schäftsführerin Christina Schneyder: "Vom Sozialminis-
terium wurde eine Initiative ins Leben gerufen, um die 
Beschäftigungsquote bei Frauen mit Behinderungen zu 
erhöhen. Ziel ist es, die frauenspezifischen Angebote des 
Sozialministeriumservice stärker als bisher weiterzuent-
wickeln und Potentiale von Frauen mit Behinderungen 
verstärkt auszuschöpfen."

In einer Videobotschaft betonte Doris Schmidauer, dass 
Frauen mit Behinderungen vielfachen Diskriminierungen 
ausgesetzt seien. Es gelte, diese Stigmata und Barrieren 
abzubauen. Schließlich seien Frauen mit Behinderungen 
am Arbeitsmarkt unverzichtbar.

Sabine Knopf von der Landesstelle Wien des Sozialmi-
nisteriumsservice wies darauf hin, dass ausgrenzungs-
gefährdende Mechanismen bereits in jungen Jahren 
auftreten können. Nämlich dann, wenn Mädchen mit 
Behinderungen „über die Schulpflicht hinaus eine Schul-
bildung machen wollen.“ Die Behinderung stehe im 
Zentrum, der gewünschte Weg kann nicht einschlagen 
werden, was sich durchaus auf das Selbstwertgefühl 
auswirken könne. „Hier braucht es Empowerment für 
Mädchen, um ihnen zu zeigen, was sie alles können“, so 
Knopf.

Als Podiumsgast legte Sozialminister Johannes Rauch 
seine Zielsetzung dar: "Berufliche Teilhabe von Frauen 
mit Behinderungen ist am österreichischen Arbeitsmarkt 
möglich. Im Mittelpunkt muss stehen, aus der Defizitori-
entiertheit rauszukommen und stattdessen Potentiale zu 
entdecken und zu fördern. Dafür braucht es Geldmittel 
und ein Stück weit das Rauskommen aus den Schützen-
gräben der Finanzierung. Das Herumschieben der Men-
schen innerhalb der Fördertöpfe gilt es zu beenden - wir 

wollen hin zu einer Denke, wo es komplett egal ist, wo 
und wie ein Mensch finanziert wird. Es kann nicht sein, 
dass Frauen mit Behinderung als Reserve am Arbeits-
markt dienen und die Unternehmen ziehen sich wieder 
zurück, sobald die Arbeitslage besser wird. Österreich 
hat die UN-Konvention über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen unterschrieben und es gibt kein 
,Schau ma mal‘, sondern es braucht Geld und Gesetze."

Christine Steger, Vorsitzende des Unabhängigen Moni-
toringausschusses, wies auf unsichtbare Behinderungen 
hin. Steger zufolge spiele das Thema der Sichtbarkeit 
gerade dann eine große Rolle, wenn es um den Arbeits-
markt geht. „Es gibt Grundlagen in der Logik des Förder-
systems, Voraussetzungen, die man erfüllen muss, um in 
den ,Genuss von Unterstützungsleistungen‘ zu kommen. 
Diese gilt es zu evaluieren und nachzuschärfen“, betonte 
Steger.

Als Stimmen aus der Praxis saßen Heidemarie Egger 
vom Kompetenzteam Frauen mit Behinderungen des 
Österreichischen Behindertenrates, Huberta Haider und 
Cassandra Cicero von FEM Süd Frauenassistenz, Traude 
Kogoj als Diversitäts-Beauftragte der ÖBB sowie Claudia 
Miler von der Caritas Wien auf dem Podium. 

Nächstes Forum
Berufliche Teilnahme von Frauen mit Behinderun-
gen 7. März 2024, Veranstaltungszentrum Catama-
ran, Wien

Sozialminister Johannes Rauch legt seine Zielsetzung zur 
berufliche Teilhabe von Frauen mit Behinderungen dar.

Fotos: Iris Dorfegger/BMSGPK
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Die Arbeitsassistenz, eine tragende Säule des NEBA-
Angebots unterstützt drei Zielgruppen: Menschen 
mit Behinderungen, Jugendliche mit Assistenzbe-

darf sowie deren Dienstgeber*innen.

Großes Interesse an AASS/JASS Fachtagen
Von 25. bis 26 April 2023 fanden die AASS/JASS Fach-
tage im Catamaran Wien statt – zum ersten Mal als 
hybrides Veranstaltungsformat. 200 Teilnehmer*innen 
kamen persönlich in den großen Saal, der dankenswer-
tere Weise vom ÖGB Chancen Nutzen Büro zur Verfügung 
gestellt wurde. Weitere 80 Personen nutzten die Mög-
lichkeit einer virtuellen Teilnahme.

Breit gefächertes Programm
Eröffnet wurden die Fachtage von Geschäftsführe-
rin Christina Schneyder und vom Leiter des “Chancen 
nutzen”-Büros, Patrick Berger. Den Eröffnungsbeitrag 
steuerte Ulrike Rebhandl vom Bundesministerium für So-
ziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz bei. 
Sie wies unter anderem auf die Wichtigkeit des Themas 

„Frauen mit Behinderung“ hin und ersuchte alle, das 
Thema auf die jeweiligen Agenden zu setzen. 

Auch im Programm der Fachtage wurde das Thema 
„Frauen mit Behinderung im Arbeitskontext“ vielfach 
aufgegriffen. Judith Kohlenberger von der Wirtschafts-
universität Wien referierte über „Arbeitsmarktintegration 
geflüchteter Frauen“. Gemeinsam mit Ilona Seifert und 
Natascha Zickbauer (beide WITAF) berichtete Judith 
Kohlenberger dann über „Unsichtbare Talente? Geflüch-
tete und gehörlose Frauen am Arbeitsmarkt“. Auch der 
Workshop „Psychisch erkrankte Frauen am Arbeitsmarkt“ 
mit Huberta Haider und Natalija Kutzer von der FEM Süd 
Frauenassistenz beschäftigte sich mit dieser Thematik.

Eine Vielzahlt weiterer Fachvorträge, Workshops und 
Podiumsdiskussionen bildeten das abwechslungsreiche 
Programm. Als besonders bereichernd beschrieben die 
Teilnehmer*innen den Vortrag zum Thema „Scham, die 
Wächterin der Menschenwürde“ von Stephan Marks, 
welcher live aus Deutschland zugeschaltet war.

Arbeits- und Jugendarbeitsassistenz
Erlangen, Erhalten und Sichern eines Arbeitsplatzes. 	

Von Michael Landschau, DABEI-Austria
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Neues vom NEBA-Betriebsservice und 
aus der Wirtschaft
Dominik Jaklitsch, Bundesministerium für Soziales, 
Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz informierte 
über den aktuellen Stand des NEBA-Betriebsservice und 
die Ergebnisse der Evaluierung. In der darauffolgenden 
Podiumsdiskussion „Arbeitsassistenz meets Wirtschaft“ 
sprachen Manuela Fuchshofer, Martin Steiner (dm dro-
gerie Markt GmbH) und Pia Maria Rosner-Scheibengraf 
(Wirtschaftskammer Österreich) - über den Fachkräfte-
mangel, die Potenziale von Menschen mit Behinderun-
gen, über Berührungsängste im Personalwesen und die 
Barrieren im Kopf. Besonders hervorgehoben wurde 
die Schlüsselrolle der Arbeitsassistenz beim Abbau von 
Barrieren und beim Anstoß zum Umdenken.

Für alle Teilnehmer*innen in Präsenz gab es an beiden 
Nachmittagen eine Vielzahl von Workshops. 

Christina Schneyder
„Die Palette der Unterstützungsmaßnahmen ist überaus 
groß und die rechtlichen Rahmenbedingungen oftmals 
komplex. Wir als dabei-austria haben es uns zur Auf-
gabe gemacht, sowohl eine vernetzende, informative 
als auch eine edukative Rolle zu übernehmen. Daher 
bieten wir seit geraumer Zeit Fachtage für unsere Mit-
glieder an“, erläutert die Geschäftsführerin Christina 
Schneyder.

Foto: Harald Lachner 

Diversity Ball
Bunte Vielfalt und Inklusion

Am 3. Juni 2023 wurde das Wiener Rathaus in 
einen spektakulären Ort gelebter Diversität und 
Inklusion verwandelt.

“In Love We Trust” - das war das Motto des 15. Diversity 
Ball, der zum ersten Mal im Wiener Rathaus stattfand. 
Der Ball stand im Zeichen von Vielfalt, gegenseitiger An-
erkennung und Inklusion. Alle Menschen waren willkom-
men – unabhängig von Geschlecht und Alter, sexueller 
Orientierung, Behinderungen, Herkunft und Religion. 
Im Mittelpunkt der rauschenden Ballnacht stand bereits 
zum 15. Mal das Verbindende. 

Barrierefreiheit
Das Fest wurde so barrierefrei wie möglich gestaltet: So 
gab es beispielsweise 60 Tickets für Rollstuhlnutzer*in-
nen. Persönliche Assistent*innen standen für Menschen 
zur Verfügung, die Unterstützung benötigen, und „Com-
munication Angels“ (Kommunikationsengel) vermittelten 
zwischen hörenden und gehörlosen Ballbesucher*innen. 
Alle Unterlagen, etwa Programmhefte und Getränkekar-
ten, wurden in Brailleschrift erhältlich, das Bühnenpro-
gramm in Gebärdensprache gedolmetscht.

Vielfalt
Mit folgenden Worten eröffnete Peter Hacker, Amtsfüh-
render Stadtrat für Soziales, Gesundheit und Sport den 
Ball: „Ich liebe diese Stadt und ihre Vielfalt, weil du an 
jeder Ecke etwas Anderes und andere Menschen siehst. 
Das Gegenteil von Vielfalt ist Einfalt. Daher ist es völlig 
klar: Wir wollen vielfältig sein. Ich wünsche eine rau-
schende Ballnacht!“

Einer der Höhepunkte des Abends war die Verleihung 
der "Lovemore Awards". Der Reinerlös des Diversity Balls 
fließt zur Gänze in die Vereinsarbeit zur Inklusion gehör-
loser Menschen. 

Astrid Rompold (stv. Vorsitzende der Gemeinderätlichen 
Kommission für Inklusion und Barrierefreiheit), Klaus Widl 
(Präsident Österreichischer Behindertenrat), Johannes Rauch 
(Sozialminister) und Peter Hacker (Amtsführender Stadtrat 
für Soziales, Gesundheit und Sport) setzten ein Zeichen für 
Inklusion. 				        Foto: Andrea Strohriegl
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Barrierefreiheit

Am 17. Mai 2023 beschloss 
der Ministerrat das Barrie-
refreiheitsgesetz im Sinne 

des Antrages des Sozialministe-
riums. Das Bundesgesetz über 
Barrierefreiheitsanforderungen 
für Produkte und Dienstleistungen 
(Barrierefreiheitsgesetz– BaFG) 
tritt mit 28. Juni 2025 in Kraft.

Das Barrierefreiheitsgesetz dient 
der Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2019/882 vom 17. April 2019 über 
die Barrierefreiheitsanforderungen 
für Produkte und Dienstleistungen – 
bekannt als „European Accessibility 
Act“.

Produkte und Dienstleistungen, die 
unter das Barrierefreiheitsgesetz 
fallen, sind barrierefrei anzubieten 
– mit Ausnahmen für Kleinstunter-
nehmen und Fälle, in denen diese 
Anforderungen eine grundlegende 
Produktänderung oder unverhältnis-
mäßige Belastung bedeuten wür-
den. Eine Marktüberwachung durch 
das Sozialministeriumservice wird 
zur Kontrolle der Einhaltung durch-
geführt.

Einhaltung EU-weiter 
Barrierefreiheitsstandards 
Für die ausdrücklich im Barrierefrei-
heitsgesetz angeführten Produkte 
und Dienstleistungen sollen nach 
einem EU-weiten, einheitlichen 
Standard verpflichtende Barriere-
freiheitsanforderungen festgelegt 
werden. Das neue Barrierefreiheits-
gesetz wird Hersteller, Importeure 
und Händler von Produkten sowie 
Dienstleistungserbringer zur Ein-
haltung dieses EU-weiten Barriere-
freiheitsstandards verpflichten. Ziel 
des Gesetzesvorhabens ist es, damit 
zur Harmonisierung des EU-Binnen-
marktes beizutragen. 
Eine ganze Reihe von Produkten und 
Dienstleistungen mit Digitalisie-
rungsbezug müssen künftig durch-
gängig barrierefrei sein, damit sie 
im EU-Binnenmarkt bereitgestellt 
werden dürfen und Produkte eine 
CE-Kennzeichnung erhalten. 

Zu diesen Produkten und 
Dienstleistungen zählen ins-
besondere 
•	 PCs, Notebooks, Tablets, Smart-

phones, Smart-TVs, TV-Sticks, 

Spielkonsolen, EBooks
•	 Zahlungsterminals, Geldauto-

maten, Fahrkartenautomaten, 
Check-in-Automaten

•	 bestimmte Dienste im Personen-
verkehr (z.B. Webseiten, Apps, 
elektronische Tickets und Ticket-
dienste, Reiseinformationen)

•	 Bankdienstleistungen
•	 E-Commerce-Dienste (Online-

Shops)
•	 elektronische Kommunikations-

dienste wie Sprach- und Video-
telefonie sowie Online-Messen-
gerdienste

•	 Apps und Webseiten für den Zu-
gang zu audiovisuellen Medien-
diensten

Verpflichtende Barrierefreiheits-
anforderungen für Produkte und 
Dienstleistungen tragen zur Harmo-
nisierung des Binnenmarktes bei. 
Insbesondere Menschen mit Be-
hinderungen wird dadurch auch die 
volle, wirksame und gleichberechtig-
te Teilhabe in der Gesellschaft und 
eine selbstbestimmte Lebensführung 
durch die Verbesserung des Zugangs 
zu zeitgemäßen Produkten und 
Dienstleistungen erleichtert.

Gleichberechtigte Teilhabe 
am Leben in der Gesellschaft
Das Barrierefreiheitsgesetz stärkt in 
vielen Bereichen für Menschen mit 
Behinderungen die gleichberechtig-
te Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft. Insbesondere Menschen mit 
Sehbehinderungen oder Hörbehin-
derungen, aber auch Menschen mit 
Lernschwierigkeiten werden von der 
barrierefreien Informations- und 
Kommunikationstechnologie be-
sonders profitieren. Zudem ist zu 

Bundesgesetz
über Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen
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erwarten, dass durch die EU-weite 
Harmonisierung der Barrierefrei-
heitsanforderungen mehr Wettbe-
werb unter den Anbietern entsteht, 
Nachfrage und Angebot steigen und 
barrierefreie Produkte und Dienst-
leistungen kostengünstiger zur Ver-
fügung stehen werden.

Ausnahmen für 
Kleinstunternehmen
Kleinstunternehmen, die Dienst-
leistungen anbieten, werden vom 
Anwendungsbereich des Gesetzes 
gänzlich ausgenommen. Für Kleinst-
unternehmen, die mit Produkten 
befasst sind, sind Erleichterungen 
vorgesehen, sodass auch sie keinen 
unzumutbaren Verwaltungsaufwand 
durch das Barrierefreiheitsgesetz 
befürchten müssen. Nach den Rege-
lungen im neuen Barrierefreiheits-
gesetz obliegt es den betroffenen 
Unternehmen, ein Konformitäts-
bewertungsverfahren durchzuführen 
und auf Basis der technischen Doku-
mentation zu bewerten, ob und wie 
die Barrierefreiheitsanforderungen 
erfüllt werden. Allenfalls führen die 
Unternehmen anhand der, im Gesetz 
vorgesehenen Kriterien auch eine 
Beurteilung durch, ob und inwieweit 
die Einhaltung einzelner Anforde-
rungen eine unverhältnismäßige 
Belastung für sie darstellen würde. 

Zentrale Marktüberwachung 
durch das Sozialministeri-
umservice
Die Produkte und Dienstleistungen 
sollen einer zentralen Marktüber-
wachung durch das Sozialministe-
riumservice als zuständige Behörde 
unterliegen. Daher sind auch An-
passungen im Sozialministeriumser-
vicegesetz vorgesehen. 

Verbraucher*innen, der Verein 
für Konsumenteninformation, der 
Österreichische Behindertenrat, die 
Bundesarbeitskammer und die Wirt-
schaftskammer Österreich sollen sich 
an die Marktüberwachungsbehörde 
wenden und auf nicht barrierefreie 
Produkte oder Dienstleistungen 
hinweisen können. Die Marktüber-

wachungsbehörde soll dann prüfen, 
ob alle Barrierefreiheitsanforde-
rungen eingehalten wurden und 
im Bedarfsfall notwendige Schritte 
veranlassen, wie Aufforderungen 
an Unternehmen, bescheidmäßige 
Anordnungen und allenfalls Verwal-
tungsstrafen. 

Weitere Informationen 

https://www.parlament.gv.at/
gegenstand/XXVII/ME/
225?selectedStage=105

https://ogy.de/
Barrierefreiheitsgesetz
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Mobilität

Die Verkehrsbetriebe Gschwindl betreiben neben 
Linien- und Reisebusfahrten u.a. Schüler*innen-
beförderung, Freizeitfahrtendienste und Mobil-

konzepte für Menschen mit Behinderungen. In den 
letzten Jahren setzte das in Wien und Niederöster-
reich tätige Familienunternehmen einen Schwerpunkt 
auf die Ausweitung der Barrierefreiheit.

Bei einem Tag der offenen Tür am 2. Juni 2023 wurde 
eine Leistungsschau des Traditionsunternehmens ge-

boten. Das umfangreiche Programm umfasste neben 
Rollstuhl- und Blinden-Parcours einen Dunkelbus, eine 
Oldtimerschau, Rundfahrten und eine Hundestaffel.

Zahlreiche Vertreter*innen von Vereinen von Menschen 
mit Behinderungen, Politiker*innen und Geschäfts-
partner*innen waren zu Gast und überzeugten sich vom 
barrierefreien Mobilitätsangebot. 

Barrierefreies Busfahren 
in Wien und NÖ

Tag der offenen Tür bei den Verkehrsbetrieben Gschwindl - von links: Georg Papai (Bezirksvorsteher Wien-Floridsdorf), Vanessa 
Gschwindl (Geschäftsführerin Verkehrsbetriebe Gschwindl), Stefanie Vasold (Vorsitzende der Gemeinderätlichen Kommission 
für Inklusion und Barrierefreiheit), Barbara Haindl (Geschäftsführerin Verkehrsbetriebe Gschwindl), Martin Haindl, Alexander 
Nikolai (Bezirksvorsteher Wien-Leopoldstadt), Manuela Rössler (Club behinderter Menschen und ihrer Freunde), Christine Marek 
(Christine Marek Consulting, eh. Nationalratsabgeordnete und Staatssekretärin), Klaus Widl (Präsident Österreichischer 
Behindertenrat).		 Foto: Kerstin Huber-Eibl

Mitglieder des Clubs behinderter Menschen und ihrer Freunde 
überzeugten sich vom barrierefreien Busangebot und staunten 
über die Geschicklichkeit der Polizeihunde.	    Foto: Kerstin Huber-Eibl

Klaus Widl und eine Praktikantin des Bundesblindeninstituts, 
die den „Dunkelbus“ betreute.		     Foto: Kerstin Huber-Eibl
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Barrierefreies Busfahren in Tirol

Ein Beispiel für gelebte Inklusion ist das Tiroler 
Busunternehmen Ledermair. Geschäftsführer Ale-
xander Ledermair nutzt einen Rollstuhl und ach-

tet besonders auf die Gewährleistung von Diversität 
und Barrierefreiheit. Der Leitgedanke des Unterneh-
mens lautet „Mobilität für alle – uneingeschränkt.“

Im Regionalverkehr sind sämtliche Busse des 1924 
gegründeten Familienbetriebs barrierefrei zugänglich. 
Zudem wurde in einigen Bussen eine akustische Ansa-
ge eingeführt. Diese wird laufend erweitert, sodass sie 
letztendlich in der gesamten Flotte angeboten werden 
kann. Mobile Applikationen für Menschen mit Hörbehin-
derungen befinden sich aktuell in der Probephase.

„Wir beschäftigen uns schon seit geraumer Zeit mit dem 
Thema Barrierefreiheit. Und da geht man immer davon 
aus, dass es nur mobilitätsbeeinträchtigte Menschen 
betrifft. Es betrifft aber auch Hör- und Sehbeeinträch-
tigte“ erklärt Alexander Ledermair.

Gehörloser Busfahrer
Seit 2021 ist Markus Menner bei Ledermair beschäftigt. 
Der gehörlose Busfahrer war zuerst im Werksverkehr 
tätig, mittlerweile ist er als Fahrer im Stadtverkehr 
Schwaz unterwegs. Anfänglich dachten die Fahrgäste, 
Markus Menner sei ein unfreundlicher Fahrer, da er de-
ren Grußworte nicht hörte. Nachdem eine Information 
über Menners Gehörlosigkeit im Bus angebracht worden 
war, brach das Eis. „Markus kann Lippen lesen und die 
Gäste können nun ganz anders auf ihn zugehen“, freut 
sich Alexander Ledermair. Mittlerweile gibt es Reise-
gesellschaften, die ausschließlich mit Markus Menner 
fahren möchten.

Von Menners Expertise profitiert das Unternehmen 
unter anderem im administrativen Bereich. So wurden 
anlässlich seines Dienstantritts technische und orga-
nisatorische Anpassungen durchgeführt: Die Dienst-
pläne aller Mitarbeiter*innen sind mittlerweile über 
eine eigene App abrufbar und über eine Chat-Funktion 
kommuniziert Menner mit seinen Kolleg*innen schrift-
lich. Zudem wurden Lehrvideos für Buslenker*innen 
untertitelt. Bei Veranstaltungen kommen immer wieder 
Dolmetscher*innen zum Einsatz, die in Österreichische 
Gebärdensprache übersetzen.

„Das gesamte Ledermair-Team sieht das Thema In-
klusion und die damit einhergehenden Adaptierungen 
als große Bereicherung“, so Geschäftsführer Alexander 
Ledermair. 

„Glück empfinden zu können, ist eine Fähigkeit, die Menschen 
mit und ohne Behinderung verbindet“, erklärt Markus Menner 
(hier im Bild mit Alexander Ledermair).
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Katastrophenschutz

Behörden haben Menschen 
mit Behinderungen nicht am 
Schirm. Im Haus der Lebens-

hilfe im deutschen Sinzig sind am 
Abend des 14. Juli 2021 achtund-
dreißig Menschen zu Bett gegan-
gen. Wenige Stunden später, gegen 
2:30 Uhr nachts, sind 12 von ihnen 
ertrunken. Der Fluss Ahr war über 
die Ufer getreten und hat das Erdge-
schoss der Einrichtung bis zur Decke 
unter Wasser gesetzt. Weder die Be-
hörden noch die Lebenshilfe haben 
die Menschen mit Behinderungen 
gewarnt. Niemand hat sie evakuiert. 
Allein dem einzigen Betreuer war es 
gelungen noch einige Bewohner*in-
nen des Hauses an einen sicheren 
Ort zu führen und damit zu retten.

Die Behörden haben mit keinem 
so starken Hochwasser gerechnet. 
Dabei war bereits um 17:17 Uhr 
die höchste Warnstufe erreicht 
und per KATWARN App gewarnt 
worden: „Achtung, an der Ahr 
und ihren Zuflüssen ist die 
Hochwassergefahr sehr groß. 
Innerhalb der nächsten 24 
Stunden ist mit Sturzfluten 
und Überflutungen zu rech-
nen.“ Kurz vor Mitternacht, 
um 23:09 Uhr, erfolgte die 
Aufforderung der Behörden 
zur Evakuierung 50 Meter 
links und rechts vom Fluss. 
Das war viel zu spät und un-
zureichend.

Das Haus der Lebenshilfe 
liegt 250 Meter vom Fluss 
entfernt. Zu diesem Zeit-
punkt waren in der ganzen 
Region längst Strom, 
Internet und Handyemp-

fang ausgefallen. Die Behörden hat-
ten das Haus und die 38 Menschen 
mit Behinderungen schon lange vor 
der Flutnacht nicht am Schirm. Der 
Turnsaal einer nahe gelegen Schu-
le war in Plänen der Behörden als 
kritische Infrastruktur vermerkt, das 
Haus der Lebenshilfe nicht.

Menschen mit Behinderun-
gen – unsichtbar bis in den 
Tod
In derselben Nacht sind in den 
Dörfern entlang der Ahr insgesamt 
134 Menschen ums Leben gekom-
men, davon waren 106 Personen 
über 60 Jahre alt. Gemäß UNO leben 
46 Prozent der Menschen über 60 
mit einer Behinderung. Hochge-
rechnet waren somit über 50 der 
Verstorbenen – und somit mehr als 
jedes dritte Todesopfer – der Gruppe 
der Menschen mit Behinderungen 

zuzurechnen. Die hohe Opferzahl 
unter Menschen mit Behinderungen 
wird von den Behörden totgeschwie-
gen. Es wird nicht geklärt, unter 
welchen Umständen und warum so 
viele Menschen mit Behinderungen 
umgekommen sind. Die Unsicht-
barkeit von Menschen mit Behinde-
rungen vor, während und nach der 
Flutkatastrophe ist tödlich. Wird die 
hohe Opferzahl nicht thematisiert 
und analysiert, wiederholen sich die 
Tragödien für Menschen mit Behin-
derungen bei den nächsten Naturka-
tastrophen immer wieder aufs Neue.

Inklusiver Katastrophen-
schutz in Österreich? 
Fehlanzeige!
Wenn den Menschen das Wasser bis 
zum Hals steht, ist es zu spät zum 
Überlegen. In der Katastrophe muss 
allen Beteiligten – Betroffenen wie 
Rettungsorganisationen, wie Be-

hörden – ganz klar sein, 
was zu tun ist. In der 
Katastrophe werden lange 
vorbereitete Pläne und 
Checklisten Punkt für Punkt 
abgearbeitet. Die Planung 
von Katastrophenschutz 
fällt in Österreich in die 
Zuständigkeit der Länder. In 
neun verschiedenen Katast-
rophenhilfegesetzen geben 
die Länder den Rahmen auch 
für die Katastrophenschutz-
pläne vor. Menschen mit Be-
hinderungen und Begriffe wie 
Barrierefreiheit kommen hier 
nicht vor. Kein Katastrophen-
hilfegesetz macht verbindliche 
Vorgaben zum Schutz von Men-
schen mit Behinderungen. Die 
systematische Nichtbeachtung 

Zuletzt beachtet, zuerst gestorben
Menschen mit Behinderungen im Katastrophenfall 	 Von Emil Benesch
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von Menschen mit Behinderungen 
setzt sich in den Katastrophen-
schutzplänen der Länder, Bezirke 
und Gemeinden fort. Das gefährdet 
Menschenleben.

Transparenz Null
So unsichtbar wie Menschen mit 
Behinderungen, sind die Katast-
rophenschutzpläne selbst. Kaum 
jemand kennt sie. Die Verantwortli-
chen halten sie verborgen. Praktisch 
nirgends sind sie online einzusehen. 
Fehler und Mängel in den Katas-
trophenschutzplänen bleiben so 
lange unentdeckt - bis zur nächsten 
Katastrophe.

Durch fehlende Transparenz wird 
erschwert, sich einen Überblick zu 
verschaffen und Verbesserungen 
zu erwirken. Denn es gibt keinen 
Ort, an dem Infos und Pläne zum 
Katastrophenschutz gesammelt vor-
liegen. So wie die Kompetenzen im 
Katastrophenschutz zersplittert und 
verteilt sind, sind auch die Informa-
tionen zu Gesetzen, Verordnungen, 
Plänen, die Besetzung von Krisen-
stäben etc. weit verstreut. Bestmög-
liche Vorbereitung auf Extremereig-
nisse sieht anders aus.

Menschen mit Behinderun-
gen auch in Plänen unsicht-
bar
Die online Landkarte „WISA - Wasser 
Informationssystem Austria“ vom 
Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft zeigt für jeden Ort in 
Österreich, welche Gebiete bei un-
terschiedlich starken Hochwässern 
unter Wasser stehen. Sie zeigt, wie 
viele Menschen bei Überflutungen in 
einer Gemeinde betroffen sind und 
führt „betroffene Infrastruktur“ wie 
Kindergarten, Krankenhaus, Schule, 
Seniorenheim an. Was fehlt, sind 
Daten zu Menschen mit Behinderun-
gen. Menschen mit Behinderungen 

und die Orte, wo sie wohnen und 
arbeiten sind kein Thema. Die Karte 
zeigt Orte, an denen im Falle einer 
Überflutung ein besonderer Hand-
lungsbedarf besteht. Werkstätten 
und Wohnheime sind nicht darunter.

Salzburg probt Katastro-
phenschutz zwischen Früh-
stück und Mittagessen
Regelmäßige und realitätsnahe 
Übungen sind entscheidend, da-
mit im Falle einer Katastrophe alle 
Beteiligten vorbereitet sind und 
wissen, was zu tun ist. Dabei gilt es, 
sich auf das Schlimmste vorzube-
reiten, um in jedem Fall gerüstet zu 
sein. Katastrophenübungen müssen 
das „Worst Case Szenario“ üben. 
Ende April hat Salzburg das Retten 
bei Hochwasser geübt. Tagsüber und 
bei Sonnenschein, bei perfektem 
Hubschrauberflugwetter. Übungs-
beginn: 10:15 Uhr, Übungsende: 13 
Uhr.

Menschen mit Behinderungen waren 
keine zu sehen. In der Übung ge-
rettet wurden Jugendgruppen. Zur 
Erinnerung: Bei der Katastrophe 
im Ahrtal konnten Hubschrauber 
nicht fliegen, sind die Menschen in 
der dunklen Nacht ertrunken, ist 
die Behördenkommunikation, sind 
Strom, Handyempfang und Internet 
ausgefallen. Fazit: Das Land Salz-
burg hat sich für den Ernstfall nicht 
genügend vorbereitet.

Meterolog*innen: Niemand 
hätte sterben müssen
Der Deutsche Wetterdienst hat vor 
dem Ahrtal-Hochwasser bereits am 
12. Juli vormittags – und damit 60 
Stunden vor der Flut – mit folgenden 
Worten gewarnt: „Bis Donnerstagfrüh 
können aufsummiert örtlich begrenzt 
Regenmengen von bis zu 200 Liter 
pro Quadratmeter auftreten.“ War-
nungen des Wetterdienstes ergingen 

an Feuerwehren, Polizeien, Einsatz-
stäbe, Landkreise und Kommunen.
Den Warnungen der Meteorolog*in-
nen folgten nicht die erforderlichen, 
lebensrettenden Handlungen der 
Behörden und Einsatzkräfte. Im 
Untersuchungsausschuss des rhein-
land-pfälzischen Landtags haben 
mehrere Wetter-Experten deut-
lich gemacht, darunter auch Jörg 
Kachelmann, dass die Todesopfer zu 
vermeiden waren, weil die Behörden 
rechtzeitig gewarnt waren und re-
agieren hätten müssen. Bereits zwei 
Tage vor der Flutwelle hätten die 
Behörden Evakuierungen planen und 
die Bevölkerung vorwarnen können 
und müssen.

Appell an die Politik: 
Sichtbarkeit und Partizipati-
on retten Leben
In Zusammenarbeit mit den Meteor-
olog*innen von Geosphere arbeitet 
der Österreichische Behindertenrat 
daran, dass die meteorologischen 
Warnungen auch zu lebensrettenden 
Handlungen führen. Und bei der 
kontinuierlichen Weiterentwicklung 
des Wiener Hitzeaktionsplanes setzt 
sich der Österreichische Behin-
dertenrat dafür ein, dass bei allen 
Maßnahmen Menschen mit Behin-
derungen und die Sicherstellung der 
Barrierefreiheit mitbedacht werden.

Darüber hinaus ist noch viel zu tun. 
An die politisch Verantwortlichen 
appelliert der Österreichische Be-
hindertenrat: „Sorgen Sie dafür, 
dass Menschen mit Behinderungen 
im Katastrophenschutz endlich 
Thema werden! In den neun Katas-
trophenhilfegesetzen der Länder, 
den Katastrophenplänen der Bezirke 
und Gemeinden, in den Alarm- und 
Evakuierungsplänen. Der Österrei-
chische Behindertenrat bietet dabei 
seine Unterstützung an. 
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Katastrophenschutz

Notfallregister
Schutz im Krisen- und Notfall

Das Projekt Notfallregister ist ein Regis-
ter für Menschen mit gesundheitlichen 
Einschränkungen oder Behinderungen, die in 

einem Krisen- oder Notfall besondere Unterstützung 
benötigen.
 
Stellen Sie sich folgende Situationen vor:
•	 Aufgrund eines Ereignisses (Brand, Bombenfund 

etc.) müssen Wohnhäuser geräumt werden. Eine ra-
sche Räumung gelingt dann, wenn auch ein entspre-
chendes Lagebild über die Bewohner*innen besteht 
und eine gezielte und rasche Hilfe angeboten werden 
kann.

•	 Es kommt zu einem Stromausfall und es ist nicht 
bekannt, in welchen Haushalten heimbeatmete Per-
sonen leben.

•	 Über Lautsprecherdurchsagen wird vor Gefahren 
gewarnt, jedoch werden damit keine gehörlosen 
Menschen erreicht.

In diesen Situationen kann es hilfreich sein, die spe-
ziellen Erfordernisse dieser vulnerablen Personen zu 
kennen, damit Einsatzleitungen und Leitstellen gezielt 
entsprechende Hilfestellung ausrichten können.

Das Notfallregister stellt Planenden, Leitstellen und 
Einsatzkräften diese hilfreichen Informationen zur Ver-
fügung. Die Informationen vervollständigen das Lage-
bild und tragen so zu einer noch besseren Planung der 
Einsatzmaßnahmen bei.

Transport von Informationen
Im Notfallregister können sich alle Personen regist-
rieren, die besonderen Einschränkungen unterliegen: 
Immobilität, Beatmung, gesundheitliche Beeinträch-
tigungen und weitere Informationen (z.B. Daten zur 
Person, Erreichbarkeit, Wohnsituation, Gesundheits-
daten, individuelle Bedarfe und insofern gewünscht, ein 
Notfallkontakt) können erfasst werden. Durch jährliche 
Aktualisierungsabfragen wird die aktuelle Datenlage 
sichergestellt. Auch Einrichtungen der Pflege können 
sich registrieren.

Die Abfrage ist nur von registrierten und verifizierten 
Leitstellen der Feuerwehr und des Rettungsdienstes, der 

Polizei, den Katastrophen- und Zivilschutzbehörden und 
deren verpflichteten Hilfsorganisationen zulässig. In 
eingeschränktem Umfang erhalten Betreiber kritischer 
Infrastrukturen, etwa Stromnetzbetreiber, Informationen 
über registrierte Personen, die von stromabhängiger, 
lebenserhaltender Technik abhängig sind. Jeder Zugriff 
und jede Abfrage von Informationen wird nachvollzieh-
bar und gemäß der Datenschutzgrundverordnung proto-
kolliert. Wurde die Registrierung überprüft, erhalten die 
oben angeführten Organisationen Zugang zum Notfall-
register.

Wer sind die Initiator*innen des 
Notfallregisters?
Der gemeinnützige Verein Notfallregister wurde im 
Oktober 2022 von Personen aus dem Katastrophen- und 
Zivilschutz, der Feuerwehr, der Bundesanstalt Techni-
sches Hilfswerk in Deutschland, dem Rettungsdienst und 
von Verwaltungsmitarbeitenden aus Deutschland und 
Österreich gegründet.

Wie ist der Datenschutz gewährleistet?
Die Datensicherheit ist bei der Speicherung und Ver-
arbeitung von Gesundheitsdaten besonders wichtig. 
Die vom Notfallregister genutzten Server stehen alle 
innerhalb Deutschlands und unterliegen deutschem 
Recht bzw. der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO). 
Alle Abfragen werden sekundengenau protokolliert. Die 
Zugangsarchitektur zum Abfragesystem ist durch mehr-
fach Authentifikation gesichert und damit so sicher wie 
übliches Online-Banking.

Das Register ist für alle Nutzenden und Abrufenden kos-
ten- und werbefrei und wird ausschließlich durch ehren-
amtliches Engagement der Mitglieder getragen. 

Weitere Infos
www.notfallregister.eu

NOTFALLREGISTER.EU. Das Register für Menschen mit gesund-
heitlichen Einschränkungen zur bedarfsgerechten Unterstüt-
zung im Not- und Katastrophenfall.
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Bildung

Technische Transformation im 
Bildungssektor bis 2030

Welche Chancen und Herausforderungen sich 
durch den Einsatz digitaler Technologien er-
geben, wie allen Menschen Zugang zu digitalen 

Inhalten gewährt werden kann und wie diese Inhalte 
inklusiv und chancengerecht gestaltet werden können, 
wurde auf Einladung der Österreichischen UNESCO 
Kommission in der Kassenhalle der Österreichischen 
Postsparkasse in Wien diskutiert.

Im Juli 2023 wird der neue UNESCO Weltbildungsbericht 
präsentiert, der den Einsatz von Technologien in der 
Bildung zum Schwerpunkt hat. Für die UNESCO ist bei der 
Auseinandersetzung mit digitalen Technologien ein men-
schenrechtsbasierter Zugang zentral. Beim UNESCO Talk 
am 16. Mai 2023 wurde erörtert, wie sich der Bildungs-
sektor durch Technologie verändert, was technologischer 
Fortschritt für Aus- und Weiterbildung bedeutet und 
welchen chancengerechten Zugang es geben muss.
Es wurden drei Themen aufgegriffen, die für eine tech-
nische Transformation im Bildungssektor bis 2030 unab-
dingbar sind, um gerechte Zugangsmöglichkeiten und die 
Wahrung der Menschenrechte zu gewährleisten: Technolo-
gie & chancengerechter Zugang, Technologie & Aus- und 
Weiterbildung sowie Technologie & Grundrechte.

Technologie und Grundrechte
Erich Schmid, Vizepräsident des Österreichischen Behin-
dertenrates, lieferte ein Beispiel für die Vor- und Nachtei-
le von Technologie: „Ich bin blind. Als ich ins Gymnasium 

ging, gab es für Menschen, die sehen, bereits die ersten 
Schulbücher. Ich musste Schulbücher der wichtigsten 
Gegenstände noch diktieren lassen und abschreiben. Spä-
ter kamen Schulbücher auch für Menschen mit Blindheit 
oder mit Vergrößerung für Menschen mit Sehbehinderung 
auf den Markt und später digitale Schulbücher. Wunder-
bar, es gab wesentlich mehr Angebot. Heute haben wir 
ein riesiges Angebot, alles auf Webseiten und jeder Verlag 
verwendet seine eigene digitale Oberfläche. Zehnjährige 
Schüler*innen müssen sich mit zig unterschiedlichen 
Web-Oberflächen auseinandersetzen.“

Technologie könne sehr vieles einfacher machen. Vor 
allem die Nutzung des Internets sei eine ganz wichtige 
Sache, erklärte Schmid. „Dank unserer Hilfsmittel kann 
zum Beispiel künstliche Intelligenz dabei helfen, Internet-
seiten barrierefreier zu machen.“

Wie man am Beispiel der Schulbücher sehen könne, werde 
es problematisch, wenn nicht der gemeinsame Wille und 
das Befolgen gegebener Richtlinien dahinter steckt. „Es 
gibt Web Accessibility Guidelines. Sie müssen aber auch 
richtig umgesetzt werden.“ Schmid zufolge müsse man 
darüber hinaus vom medizinischen, defizitorientierten 
Modell von Behinderung wegkommen.

Die Juristin Antonia-Sophie Gallian erklärte, dass es 
für Menschen mit Blindheit einen besseren rechtlichen 
Rahmen für den Zugang zu digitalen Technologien geben 
müsse. 

Man müsse den Unterricht oder Lehreinheiten so aufbau-
en, dass sie inklusiver sind, betonte Karoline Moser von 
der Montanuniversität Leoben. 

„Wir haben ein Schulsystem, das segregative Maßnahmen 
trifft“, bemerkte Fares Kayali von der Universität Wien. 
Digitalisierung in der Schule müsse aber für möglichst alle 
Schüler*innen zugänglich sein. Sie biete jedenfalls die 
Gelegenheit für individualisiertes, differenziertes Lernen 
und verbessertes Feedback. „Es gibt einen starken poli-
tischen Willen, diese Digitalisierungsthemen zu pushen. 
Vielleicht gibt es hier die Chance, gleich ein paar andere 
Dinge mitzunehmen“, so Kayali, der als Beispiel die Förde-
rung offener Lernstrukturen anführte. 

Im Panel III wurde diskutiert, wie sich Technologie und 
Grundrechte vereinbaren lassen. Von links: Antonia-Sophie 
Gallian, Fares Kayali, Erich Schmid und Karoline Moser
		  Foto: Kerstin Huber-Eibl
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Fachtagung Selbstbestimmte 
Sexualität und Behinderung   Von Andrea Strohriegl

Am 13. April 2023 fand die Fachtagung der An-
waltschaft für Menschen mit Behinderung und 
des Kärntner Monitoringausschusses zum Thema 

Selbstbestimmte Sexualität und Behinderung statt.

Menschen mit Behinderungen sind sehr stark von Vor-
urteilen und Diskriminierungen betroffen, insbesondere 
auch in Bezug auf Sexualität. In verschiedenen Vorträgen 
wird sich dem Thema der sexuellen Selbstbestimmung 
gewidmet, welche Angebote es schon gibt und wo noch 
Aufholbedarf besteht. Die Moderation der Veranstaltung 
erfolgt durch Thomas Cik, Zusammenfassungen in leichter 
Sprache erfolgte von Petra Plicka.

Vom Tabu Sexualität bis hin zu Sexualberatung/ Sexu-
albegleitung – Christoph Kolb und Ronja Turin-Zelenko, 
Fachstelle Hautnah

Den ersten Vortrag gaben Christoph Kolb und Ronja 
Turin-Zelenko von der Fachstelle Hautnah der Alpha Nova 
Betriebsgesellschaft. Das Ziel der Fachstelle Hautnah ist 
es, selbstbestimmte Sexualität möglich zu machen. Kolb 
erklärt, dass sexuelle Selbstbestimmung ein Menschen-
recht sei und Selbstbestimmung in allen Lebensbereichen 

gegeben sein muss, damit auch Sexualität selbstbestimmt 
passieren kann. Dadurch, dass Menschen mit Behinde-
rungen in vielen Bereichen noch nicht selbstbestimmt 
leben können, dass sie oft keine Aufklärung erhalten und 
das Thema oft tabuisiert werde, können viele Menschen 
mit Behinderungen ihre Sexualität nicht selbstbestimmt 
ausleben. „Viele Menschen mit Behinderungen erleben 
sexualisierte Gewalt und das ist ein Skandal“, so Kolb.

Die Fachstelle Hautnah bietet Schulungen, Beratungen 
und Peer Gruppen für Menschen mit Behinderungen und 
ihre Angehörigen. Wie die Peer Beratung in der Fachstelle 
Hautnah abläuft erklärt Ronja Turin-Zelenko.

Sexualität macht mich menschlich – warum Sexualität 
Menschen mit Behinderung ermächtigt – Charlotte Zach

Der zweite Vortrag folgt von der Psychologin und Kolum-
nistin Charlotte Zach in Form eines Videovortrages. Sie er-
klärt, wie Ableismus und strukturelle Diskriminierung mit 
selbstbestimmter Sexualität zusammenhängen. Aufgrund 
dieser Diskriminierung passieren immer noch sexualisierte 
Gewalt, Zwangsverhütung, Infantilisierung und es werden 
Sonderwelten aufrecht erhalten, in denen Menschen mit 
Behinderungen nicht die gleichen Rechte und Chancen 
haben, wie Menschen ohne Behinderungen. „Sexualität 
macht mich stärker und menschlich“, so Zach.

Chancen und Grenzen der Sexualbegleitung – Lialin

Lialin arbeitet als Sexualbegleiterin in der Steiermark. Sie 
erklärt, wie Sexualbegleitung in Österreich stattfinden 
kann, wie die gesetzlichen Regelungen in den Bundeslän-
dern sind und was Sexualbegleitung beinhaltet.

Im Rahmen von Sexualbegleitung könne man Erfahrungen 
machen, Dinge erlernen und erleben und Fragen stellen, 
zum Beispiel: wie gehen wir miteinander um, wie geht flir-
ten oder wie lerne ich jemanden kennen. Man könne sich 
weiterentwickeln, Erfahrungen sammeln und gute Gefühle 
erleben. Was Sexualbegleitung nicht biete, ist Therapie, es 
sei keine Liebesbeziehungen und manche schließen auch 
Geschlechtsverkehr aus. Ein Problem bei der Sexualbeglei-
tung seien die unterschiedlichen gesetzlichen Regelungen 
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in den Bundesländern und oft auch die mangelnde Akzep-
tanz aus dem Umfeld.

Sexuelle Gewalt – Problemlage und Handlungsmöglich-
keiten – Elisabeth Udl, Verein Ninlil

Der Verein Ninlil ist ein Verein für Empowerment und Be-
ratung für Frauen mit Behinderung und arbeitet gegen die 
sexuelle Gewalt gegen Frauen mit Lernschwierigkeiten.
Menschen mit Behinderungen seien noch immer verstärkt 
von sexualisierter Gewalt betroffen. Die Studie aus dem 
Jahr 2019 zum Thema „Erfahrungen und Prävention von 
Gewalt an Menschen mit Behinderungen“ ist auch in leich-
ter Sprache verfügbar.

Udl erklärte, welche unterschiedliche Formen von Gewalt 
es gibt, woran man sexualisierte Gewalt erkennen kann, 
warum Menschen mit Behinderungen so häufig betroffen 
sind und welche Anzeichen es gibt, die auf sexualisierte 
Gewalt hindeuten können. „Wenn wir gegen sexualisierte 
Gewalt arbeiten wollen, müssen wir dafür sorgen, dass 
Selbstbestimmung in allen Bereichen des Alltags möglich 
ist und dafür muss es Spielräume geben“, so Udl.

Menschenrechtliche Aspekte und Sexualität – 
Volksanwalt Bernhard Achitz

Zu Beginn des Vortrages erklärte Achitz, dass die Volks-
anwaltschaft neben Probleme mit Behörden auch für die 
Einhaltung der Menschenrechte zuständig ist. Sie über-
prüft im Rahmen dieser Tätigkeit, ob die, in der UN Behin-
dertenrechtskonvention festgeschriebenen Rechte, in der 
Praxis eingehalten werden und ob Menschen mit Behinde-
rungen in Einrichtungen selbstbestimmt leben können.

In einem aktuellen Bericht der Volksanwaltschaft werden 
die Ergebnisse von Besuchen von über 100 Einrichtungen 
zusammengefasst, bei denen überprüft wurde, welche 
Rahmenbedingungen in Einrichtungen in Bezug auf 
die sexuelle Selbstbestimmung herrschen, z.B.: Gibt es 
sexualpädagogische Konzepte, gibt es Übernachtungs-
möglichkeiten, wie findet sexuelle Aufklärung statt oder 
sind Betreuer*innen im Bereich der Sexualpädagogik 
ausreichend geschult. Die Ergebnisse dieses Berichtes 
werden im Herbst 2023 veröffentlicht und an die Politik 
herangetragen.

„Das Recht auf sexuelle Selbstbestimmung betrifft alle 
Menschen, sowohl Menschen mit Behinderungen und 
Menschen ohne Behinderungen“ so Achitz. “Die Volksan-

waltschaft wird dafür Sorge tragen, dass das in den Köp-
fen der handelnden Personen ankommt und dass entspre-
chende Rahmenbedingungen dafür geschaffen werden.”

Verabschiedung und Schlussworte
Schlussworte kamen von Ernst Kocnik, Vorsitzender des 
Kärntner Monitoringausschusses und Isabella Scheiflinger, 
Leiterin der Anwaltschaft für Menschen mit Behinderung 
des Landes Kärnten.

In ihren Schlussworten stellte Scheiflinger fest: „Was sich 
bestätigt hat, ist, dass wir nicht mit dieser Tagung ab-
schließen können und so weitertun wie gehabt, sondern 
dass wir mit den Ergebnissen weiterarbeiten müssen und 
sollen, unter Einbeziehungen der Menschen mit Behin-
derungen und Expert*innen. Ich versichere ihnen, wir 
bleiben dran“, so Scheiflinger.

Mit einem musikalischen Beitrag der Band Mit Leib und 
Seele mit Elena und Gerith wurde die Veranstaltung be-
endet. 
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Interview mit Sexualpädagogin und 
-beraterin Anna Dillinger 
„Es gibt ein strukturelles Problem, dass Sexualität nicht allen 
Menschen zugestanden wird.“

Anna Dillinger ist Lebens- und Sozialberaterin und 
arbeitet im Bereich der Sexualpädagogik und Se-
xualberatung in Wien. Im Rahmen ihrer Arbeit als 

Sexualpädagogin bietet sie auch Kurse und Workshops 
zum Thema Sexualität in der Arbeit mit Menschen mit 
Behinderungen an. Wir haben mit ihr über ihren Arbeits-
alltag gesprochen, welche Angebote es für Menschen mit 
Behinderungen und deren Assistent*innen und Betreu-
er*innen gibt und warum das Thema wichtig ist.

ÖBR: Wie sind sie zu Ihrem Berufsfeld gekommen?

Dillinger: Ich habe die Ausbildung zur Lebens- und 
Sozialberaterin und anschließend eine Weiterbildung 
im Bereich der Sexualpädagogik gemacht. Schon in 
der Ausbildung kam das Thema Behinderung in Bezug 
auf Sexualität vor und ich fand es von Beginn an sehr 
spannend und interessant. Durch den Verein Senia und 
verschiedene Hospitationen konnte ich mehr Praxis-
erfahrung sammeln.

ÖBR: Wie sieht der Arbeitsalltag als Sexualberaterin 
und -pädagogin aus?

Dillinger: Mein Arbeitsalltag ist sehr abwechslungsreich 
und divers, das geht von der Konzeption von Seminaren 
oder Workshops für Kinder und Jugendliche bis hin zu 
Einzelstunden mit Erwachsenen. Ich arbeite mit sehr 
vielen verschiedenen Gruppen, von Jugendlichen an-
gefangen über Menschen mit Behinderungen oder auch 
Menschen, die in dem Bereich arbeiten, hin zu Einzelbe-
ratung oder Paarberatung. Da kommen Themen vor wie 
sexuelle Bildung und Aufklärungsworkshops oder auch 
Supervisionen zu dem Thema. 

ÖBR: Welche Vorurteile begegnen Ihnen oft in Ihrer 
Arbeit?

Dillinger: Sexualität ist generell mit sehr vielen Tabus 
behaftet, sei es wer überhaupt Sex hat, wem das zuge-
standen wird oder wie viel Sex man haben soll. Es gibt 

viele Vorstellungen darüber, was „normal“ ist. Schon in 
der Ausbildung beschäftigten wir uns mit diesen Vorstel-
lungen und Tabus und auf welche Vorurteile und Proble-
me man stößt, wenn es um Sexualität und Behinderung 
geht, auch im Umfeld der Personen. 

Ich finde es spannend, wie das Umfeld von Menschen 
mit Behinderungen mit dem Thema umgeht und welche 
Themen an Sexualpädagoginnen herangetragen werden. 
Das passiert nämlich oft erst, wenn es schon ein Problem 
gibt. Hier ist es immer interessant zu sehen, welche Rah-
menbedingungen herrschen, zum Beispiel: Gibt es in der 
WG Möglichkeiten für Privatsphäre oder wie groß sind 
die Betten? Wenn jemand ein 80cm großes Bett hat, 
steckt da, finde ich, schon eine Aussage darüber darin, 
was in dem Bett stattzufinden hat und was nicht. Auch 
wenn es sehr viele Menschen in diesem Bereich gibt, die 
diese Vorurteile nicht haben, gibt es ein strukturelles 
Problem, dass Sexualität nicht allen Menschen zugestan-
den wird. Und wenn darüber gesprochen wird, wird oft 
das Thema oft sehr problemorientiert behandelt, anstatt 

Foto: Andrea Sojka
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sich zu Fragen: Wie kann man es Menschen ermöglichen, 
Sexualität zu leben? Welche Möglichkeiten und Rahmen-
bedingungen können wir schaffen?

ÖBR: Was ist der Unterschied zwischen Sexualpädago-
gik und Sexualberatung?

Dillinger: Sexualpädagogik beinhaltet alles ums Thema 
Aufklärung, da geht es darum, etwas zu vermitteln. In 
der Sexualberatung arbeitet man individuell mit Erwach-
senen oder auch Paaren, die einen Leidensdruck haben 
und dann schaut man, wie man die eigene Sexualität ein 
stückweit erweitern und eine Lösung für die Probleme 
finden kann. Das findet einerseits über Gespräche statt, 
andererseits auch über Körperarbeit und Übungen, die 
Betroffene zu Hause üben können, um ins Spüren zu 
kommen und die eigenen Körpertools kennenzulernen. 
Ob mit Behinderung oder nicht, wir alle verfügen über 
Werkzeuge im eigenen Körper, die wir lernen können, zu 
nutzen.

ÖBR: Warum finden Sie das Thema wichtig?

Dillinger: Weil es alle Menschen betrifft. Jeder Mensch 
hat eine Sexualität und einen Körper, der auch lustvolle 
Gefühle verspüren kann. Sich gut spüren zu können ist 
etwas Positives und eine Kompetenz, denn wenn ich 
mich selbst gut spüre, kann ich auch meine Grenzen 
oder die Grenzen von anderen Menschen besser spüren 
und darauf eingehen. Und das ist ja auch etwas, was 
mit einem schönen Miteinander zu tun hat und einem 
respektvollen Umgang in der Welt. 

Je besser man da aufgestellt ist, desto selbstbestimmter 
kann man handeln und da geht es auch um Autonomie. 
Gerade bei Menschen mit Behinderung ist der Bereich 
oft eingeschränkt, in dem man autonom sein kann oder 
darf. Sich zu spüren oder etwas Lustvolles zu empfinden, 
auch wenn es vielleicht mit Hilfe von außen geschieht, 
bringt nicht nur Selbstbestimmtheit, sondern auch 
Selbstbewusstsein und gute Gefühle und deshalb finde 
ich es gut, wenn man das bei jedem Menschen unter-
stützt. 

ÖBR: Was finden Sie an Ihrem Arbeitsbereich besonders 
spannend?

Dillinger: Was ich spannend finde, ist der Einblick in die 
verschiedenen Lebenswelten und wie viele unterschied-
liche Menschen ich dadurch kennenlerne und auch die 

Freude an dem Thema, die doch irgendwie alle haben 
und wie viel da oft zurückkommt.

Es ist schön zu beobachten, wenn Möglichkeiten ge-
schaffen werden, dazu braucht es ein Umfeld, das 
lösungsorientiert ist und nicht verhindernd oder scham-
behaftet mit dem Thema umgeht. Ein Teil davon ist es 
auch, zu sehen, wie die Strukturen sind und wie wir 
innerhalb dieser Strukturen Möglichkeiten schaffen 
können. 

Letztendlich ist das auch ein Prozess, der viel mit der 
eigenen Selbstreflexion und der eigenen Sexualbiografie 
zu tun hat. Wenn mir selbst das Thema peinlich ist und 
es mir als etwas Schamhaftes vermittelt wurde, dann 
wird es schwierig sein, das nicht weiterzugeben. Das 
ist, finde ich, oft ein Schlüssel bei Weiterbildungen für 
Pädagog*innen: sich zunächst selbst zu hinterfragen, 
welchen Zugang man zu dem Thema hat. Es ist auch voll-
kommen normal, wenn man nicht von Anfang an ganz 
leicht mit dem Thema umgehen kann oder nicht weiß, 
wie man auf Fragen antworten soll. Aber man kann das 
lernen und dann fällt einem der Umgang damit auch 
leichter.

ÖBR: Wo können Menschen mit Behinderungen zum 
Thema Sexualität Beratung bekommen?

Dillinger: Der Verein Senia bietet Beratung rund um 
Sexualität für Menschen mit Behinderungen und deren 
Angehörige. www.senia.at 

ÖBR: Wo können sich Interessierte weiterbilden und 
informieren?

Inclusion24: Seminar zum Thema „Sexualität in der Be-
treuung von Menschen mit Behinderungen“ Das nächste 
Seminar findet am 18. Oktober 2023 statt: 
https://ogy.de/webinar24 

Verein Senia: Weiterbildungsangebot für Mitarbeiter*in-
nen in der Arbeit mit Menschen mit Behinderungen: 
www.senia.at/angebote/ausbildung

Institut für Sexualpädagogik: 
www.sexualpaedagogik.at 

Mehr zu Anna Dillinger
www.anna-dillinger.at
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Rampenlicht für gelebte Inklusion
Österreichischer Inklusionspreis 2023 ruft zur Einreichung auf

Der Österreichische Inklusions-
preis ist eine herausragende 
Initiative, die von der Le-

benshilfe Österreich gemeinsam 
mit den Österreichischen Lotterien 
ins Leben gerufen wurde, um die 
Förderung von inklusiven Projek-
ten und sozialen Innovationen zu 
unterstützen. 

In diesem Jahr haben Sie erneut 
die Chance, sich für den begehrten 
Preis zu bewerben und Ihre Projek-
te und Ideen ins Rampenlicht zu 
stellen. Der Inklusionspreis ist ein 
renommierter Preis, der Personen 
und Initiativen würdigt, die sich 
für mehr Chancengerechtigkeit und 
Selbstbestimmung von Menschen 
mit Behinderungen einsetzen.

Wer kann für den Inklusi-
onspreis einreichen?
Die Ausschreibung des Inklusions-
preises ist offen für Organisationen, 
Schulen, Betriebe, Vereine, Platt-
formen und private Initiativen, 
sowie für Menschen mit Behinde-
rungen und deren Begleitungs- und 
Unterstützungseinrichtungen. Die 
eingereichten Projekte sollen dazu 
beitragen, mehr Selbstbestimmung 
und Teilhabe für Menschen mit Be-
hinderungen zu gewährleisten. 

Dabei liegt der Schwerpunkt in 
diesem Jahr auf Projekten aus dem 
Bereich Gesellschaftliche Teilhabe 
und Politik von Menschen mit intel-
lektuellen Behinderungen, jedoch 
können auch Projekte aus den Be-
reichen Arbeit, Erwerbs-Einkommen, 
Gesundheit, Bewegung, Wohnen, 
Freizeit, Kultur und Bildung einge-
reicht werden.

Wie kann man für den Inklu-
sionspreis einreichen?
Die Einreichung erfolgt über ein Ein-
reichformular, das auf der Website 
der Lebenshilfe Österreich verfügbar 
ist. Bewerbungen werden seit dem 
14. April 2023 bis zum 17. Septem-
ber 2023 entgegengenommen. 

Wann findet die Preisverlei-
hung statt?
Je Bundesland wird ein Projekt mit 
dem Inklusionspreis 2023 ausge-
zeichnet. Ein Projekt, das besonders 
hervorsticht, wird als bundesweiter 
Preisträger mit 5.000 Euro prämiert. 
Die Preise werden im Rahmen der 
feierlichen Inklusionspreis-Gala am 
28. November 2023 im Kursalon in 
Wien verliehen.

Warum ist es so wichtig 
einzureichen?
Durch die Auszeichnung erhalten 
praktische und gelebte Beispiele für 
gelungene Umsetzung von Inklusion 
in Österreich eine Bühne. Die aus-

gezeichneten Projekte motivieren 
und inspirieren Politik, Organisatio-
nen und die breite Gesellschaft zum 
Nachmachen bzw. Fördern. Sie sind 
Vorbilder für eine inklusive Gesell-
schaft und zeigen uns wie ein gutes 
Leben funktionieren kann. Genau 
deshalb ist es so wichtig, dass diese 
Initiativen die Sichtbarkeit erhalten, 
die sie verdienen. 

Der Österreichische Inklusionspreis 
ist eine hervorragende Gelegenheit 
für Einzelpersonen und Organisatio-
nen, ihre Arbeit für Inklusion und 
Chancengerechtigkeit zu präsen-
tieren und auszeichnen zu lassen. 
Wenn Sie ein Projekt haben, das für 
den Österreichischen Inklusions-
preis 2023 in Frage kommt, sollten 
Sie sich unbedingt bewerben. Die 
Auszeichnung trägt dazu bei, dass 
das Thema Inklusion weiterhin in 
den Fokus gerückt wird und eine 
inklusive Gesellschaft in Österreich 
Wirklichkeit wird. 

Foto: Achim Bieniek

Inkusion
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Politik

Austausch mit ...
Sigi Maurer und Heike Grebien
Vertreter*innen des Österreichischen Behindertenrates 
waren am 24. März 2023 im Grünen Parlamentsklub zu 
Gast. Ein wichtiger Teil des Gesprächs mit Klubobfrau 
Sigi Maurer und der Sprecherin für Menschen mit Behin-
derungen, Heike Grebien, waren die Inhalte des Forde-
rungspakets des Österreichischen Behindertenrates. 

von links: Roswitha Schachinger, Sigi Maurer, Heike Grebien, 
Martin Ladstätter, Birgit Langeder, Christina Schneyder, Mar-
lies Neumüller, Klaus Widl und Markus Neuherz

Claudia Plakolm
Vertreter*innen des Österreichischen Behindertenrates 
tauschten sich am 13. April 2023 mit Staatssekretärin 
Claudia Plakolm (ÖVP) über die dringendsten Anliegen 
von Menschen mit Behinderungen aus. Die Staatssekre-
tärin erklärte u.a., dass sie den vom Österreichischen 
Behindertenrat geforderten Rechtsanspruch auf ein elf-
tes und zwölftes Schuljahr für Schüler*innen mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf unterstütze. 

Petra Bayr
Petra Bayr, SPÖ-Nationalratsabgeordnete und Obfrau des 
entwicklungspolitischen Unterausschusses sowie Mit-
glied der Parlamentarischen Versammlung des Europa-
rates besuchte am 21. April 2023 das Büro des Österrei-
chischen Behindertenrates. "Wir haben unglaublich viele 
gemeinsame Berührungspunkte in unserer Arbeit und 
werden künftig noch enger kooperieren”, erklärte Bayr 
am Ende des Gesprächs. 

von links: Emil Benesch, Felix Steigmann, Christina Wurzinger, 
Petra Bayr und Birgit Langeder

von links: Rudolf Kravanja, Martin Ladstätter, Kerstin Hu-
ber-Eibl, Klaus Widl, Staatssekretärin Claudia Plakolm, Birgit 
Langeder und Markus Neuherz
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Medien

Barrierefreies Planen und Bauen
Austrian Standards, die österreichische Organisation für Standardisie-

rung und Innovation, publizierte das Praxishandbuch „Barrierefreies 
Planen und Bauen in Österreich“.

Der Standard ÖNORM B 1600 „Barrierefreies Bauen – Planungsgrundlagen“ ist 
eine wichtige Grundlage für barrierefreies Planen und Bauen in Österreich. 
Nach der jüngsten Aktualisierung Anfang 2023 goss Maria R. Grundner einen 
beschreibenden Leitfaden mit Fokus auf die Neuausgabe der ÖNORM B 1600 
in ein Praxisbuch  – mit Schwerpunkt auf Erklärung und Visualisierung.

Im Praxisbuch „Barrierefreies Planen und Bauen in Österreich“ vermittelt 
die ehemalige Referentin für Barrierefreiheit beim Österreichischen Behin-
dertenrat mit Hilfe realistischer Praxisbeispiele und 116 illustrierter Bildern 
konkrete Lösungen für barrierefreie Planung und Bau. 

Maria R. Grundner
Barrierefreies Planen und Bauen in Österreich. 2., aktualisierte und erwei-
terte Auflage 2023. Austrian Standards Plus GmbH. Preis € 90,00

Wer Inklusion will, findet einen Weg. 
Wer sie nicht will, findet Ausreden
von Raúl Aguayo-Krauthausen	 Von Andrea Strohriegl

Warum tun wir uns mit Inklusion so schwer? Was bedeutet Barrierefreiheit 
eigentlich wirklich? Und wie gehen wir mit unserem eigenen und dem Able-

ismus anderer um? Diese und viele weitere brennende Fragen stellt der bekann-
te deutsche Inklusiosaktivist Raúl Krauthausen in seinem neuen Buch mit dem 
provokativ ehrlichen Titel: Wer Inklusion will, findet einen Weg. Wer sie nicht will, 
findet Ausreden.

In dem Buch geht Krauthausen der Frage auf die Spur, warum es mit der Inklu-
sion so schleppend vorangeht, warum sich der Fortschritt der Inklusion nicht so 
einfach auf Zahlen herunterbrechen lässt und welche strukturellen Gründe hinter 
dem Mangel an Fortschritt stecken. Dazu ist er bereit, auch unangenehme Fragen 
zu stellen und sich tiefergehend mit den Systemen auseinanderzusetzen, die 
diese Strukturen aufrechterhalten.

Das Buch untersucht in drei Teilen verschiedene Fragen um das Thema Inklusion: 
Im ersten Teil erklärt Krauthausen, was mit Inklusion eigentlich gemeint ist, 
welche Folgen gesellschaftliche Umgänge mit dem Thema Behinderung haben, 
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Ehlers-Danlos-Syndrome – Komplexe 
Bindegewebserkrankungen einfach erklärt
von Karina Sturm, Helena Jung und Andrea Maier	 Von Melissa Felsinger

Dieser Ratgeber befasst sich mit 
den Ehlers-Danlos-Syndromen 

(EDS) und erklärt sie. Die Autor*in-
nen haben alle drei selbst einen 
Bezug zu den EDS. 

Durch Beschreibungen, der in dem 
Ratgeber vorkommenden Bilder und 
Videos wird das Buch möglichst bar-
rierearm gestaltet. Jede Abbildung 
sowie jedes Foto wird beschrieben, 
um blinden und sehbehinderten Per-
sonen und Personen, die Screenrea-
der nutzen, das Lesen zu erleichtern.

Die fünf Kapitel sind unterteilt in 
„Die Ehlers-Danlos-Syndrome“, „Auf 
dem Weg zur Diagnose“, Komorbidi-
täten (Begleiterkrankungen)“, „Ma-
nagement von EDS“ und „Soziales“. 
In jedem einzelnen Kapitel wird sich 
näher mit dem, in der Überschrift 
vorkommendem Thema befasst und 
möglichst leicht verständlich die EDS 
erklärt und nähergebracht.

Die teilweise auch bunten Abbildun-
gen, die unter anderem verschiedene 
Vorgänge im menschlichen Körper, 
die bei EDS passieren können, zei-
gen, dienen der Veranschaulichung 

und dem besseren Verständnis. Jede 
Abbildung wird näher erklärt, was 
das Verständnis erleichtert.

Auf eine sehr klare Weise wird er-
klärt, worum es sich bei den Eh-
lers-Danlos-Syndromen überhaupt 
handelt, welche Typen von EDS es 
gibt, wie man sie diagnostizieren und 
was helfen kann, damit zu leben und 
besser umzugehen. Mittels Auflistun-
gen wird der Überblick erleichtert. 
Die Autor*innen geben aber auch 
immer wieder kleine, kurze persön-
liche Tipps und Hinweise.

Die Autor*innen stützen ihre Aus-
sagen mit Statistiken und Fakten 
zu dem jeweiligen Thema, das sie 
gerade behandeln. Ebenso gibt es in 
dem Ratgeber auch in grau gehaltene 
Infoboxen, die die in dem Kapitel 
vorkommenden Informationen noch 
einmal kürzer zusammengefasst 
wiedergibt. 

Das letzte Kapitel „Soziales“ 
gibt einen Überblick über Hilfeleis-
tungen. Diese beziehen sich zwar 
primär auf Deutschland, es wird 
allerdings doch auch ein „kurzer 
Blick“ auf Österreich und die Schweiz 
geworfen. 

Karina Sturm, Helena Jung, Andrea Maier
Ehlers-Danlos-Syndrome – Komplexe Bindegewebserkrankungen einfach 
erklärt. Springer-Verlag, 2022. Preis € 25,69

was Ableismus ist und warum das Wohlfahrtsystem kritisch 
zu betrachten ist. Im zweiten Teil setzt er sich gemeinsam 
mit Expert*innen und Selbstvertreter*innen mit ungelös-
ten Fragen der Inklusion auseinander und Teil drei führt 
die Erkenntnisse zu einer Strategie zusammen.

Krauthausen gibt mit dem Buch Denkanstöße, ohne dabei 
als allwissend aufzutreten oder für andere sprechen zu 
wollen. Das Buch regt Diskussionen an, stellt den Status 

Quo in Frage und zeigt neue Perspektiven auf, die so man-
che „Aber“-Sager entlarven könnten. 

Raúl Aguayo-Krauthausen
Wer Inklusion will, findet einen Weg. Wer sie nicht 
will, findet Ausreden. Rohwolt Polaris 2023. 
Preis € 17,00
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